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Vorbernerku n g 

Der '\Iangel an politischen Linien wirkt sich auf die Arbeit der Berner 
Linken immer hemmender aus. Deshalb steht gegenwãrtig die Entste­
hung von politischen Gruppen in Bern auf der Tagesordnung. Lm die 
Probleme dieser Situation zu klãren, haben sich einige Genossen aus 
verschiedenen Basisgruppen zusammengeschlossen. Im Folgenden 
stellen sie e in erstes Ergebnis dieser A rbeit zur Diskussion. Anhand 
von Erfahrungen der Berner Linken wird in diesem Papier das Ver­
hãltnis von Basisgruppen und politischen Gruppen untersucht. 
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1. Die Entwicklu·ng 
der RSB 

1.1 Entstehung 
Der franzosische Mai 1968 war der 
Hohepunkt der Studentenbewegung. 
Sie loste eine revolutionãre Mas­
senbewegung links von den traditi­
onellen A rbeiterorganisationen 
{CGT, KPF) aus; 15 Millionen Ar­
beiter traten in Streik, die Staats­
gewalt funktionierte einen A ugen­
blick lang ni eh t mehr. 

Nach dem Zusammenbruch des Mai 
stellte sich die Frage nach dem Ver­
hãltnis von Studentenbewegung und 
A rbeiterbewegung al s g an z konkre-. 
te, praktische Frage für die Grup­
pen der neuen Linken. Und zudem 
stellte sie sich als Frage der Orga­
nisation: bisher hatte man vor al­
lem auf die Spontaneitãt der Massen 
vertraut und hatte A vantgardeorga­
nisationen meist abgelehnt. Jetzt 
tauchte der Gedanke wieder auf, 
dass der Mai gescheitert sei, weil 
eine revolutionãre A vantgardeorga­
nisation, weil die revolutionare 
Partei fehlte, dass darum eine re­
volutionãre Arbeiterbewegung eine 
langfristige organisatorische Ar­
beit benotige und nicht einfach spon­
taneistische Aktionen. 

In Frankreich traten nun die Trotz­
kisten {besonders die "Ligue" mit 
der Zeitung "Rouge") und die Mao­
isten (besonders die "Gauche Pro­
létarienne" mit der Zeitung "La 
Cause du Peuple") in den Vorder­
grund. In Deutschland wurde der 
SDS, die Organisatio~der sozialis­
tischen Studenten, aufgelost. Es be­
gannen die Diskussionen über Orga­
nisationsprobleme, die kommunis­
tische Partei {DKP) gewann an Ein­
fluss, es entstanden verschiedene 

1 

Gruppen, die eine revolutionare 
Partei aufbauen wollten (so die Pe­
king orientierten Marxisten-Leni­
nisten von der KPD-ML, die KPD­
Aufbauorganisation und andere). 

In der Schweiz hatte die Zürcher 
Bewegung für ein autonomes Ju -
gendzentrum im Sommer '68 zum 
"Globuskrawall" geführt und war 
anschliessend zusammengebrochen. 
Dadurch wurden die Probleme des 
Mai noch verdeutlicht. A uch in d er 
Schweiz traten nun politische Orga­
nisationen, die zum Teil schon frü­
her bestanden, in den Vordergrund 
{Vor allem im Welschland die Pe­
king orientierte OKS- ML mit de r 
Zeitung Oktober, die trozkistische 
LMR mit der Zeitung Br~che, das 
Mouvement Socialiste Révolution­
naire in Fribourg und Genf, im Te­
sein das MGP, dessen Mitglieder 
sich über die Schweiz verteilten, in 
Basel die POB, die sich relativ 
stark an den traditionellen kommu­
nistischen Parteien orientierte, in 
Zürich der Gruppo Autonome (mit 
dem MGP verwandt und die RAZ 
und andere). 

In Bern bestand seit 1966 mit dem 
forum politicum (fp) eine Organi­
sation, die im Sinne der internati­
onalen Studentenbewegung an der 
Universitãt und in der Stadt provo­
kative Aktionen und Aufklarungsver­
anstaltungen durchführte. Im Som­
mer '68 wurde z. B. eine Vietnam-
demonstration mit ca. 500 Leuten 
organisiert. Anfanglich genügten 
dem fp als Organisation das Ple -
num, ein Prãsident und ein Sekre­
tar. Im Mãrz '68 wurde dann 
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neben dem Plenum eine Reihe von 
Arbeitsgruppen gebildet. Im Herbst 
erklãrte man diese A rbeitsgruppen 
für autonom; um in ihnen mitzuar­
beiten, brauchte man nicht fp- Mit­
glied zu sein. Im Láufe des W in­
ters vollzog sich aber ein Um -
schichtungsprozess, in dem aus 
verschiedenen Arbeitsgruppen neue 
Gruppen mit unterschiedlicher po­
litischer Tendenz entstanden. A us 
einer von diesen bildete sich im 
Mãrz 1969 die RSB, Revolutionãre 
Sozialistische Bewegung. In ihrem 
"Politische Dokumente No l" schrieb 
sie von sich selbst: " Das fp ist al­
so in eine Krise geraten. Es hat 
sich vor allem eine Gruppe von fp­
Mitglieder n gebildet, die sich ent­
schieden von den inneruniversitã­
ren Problemen und Problemchen 
lõsen und vor allem den Problemen 
der Lehrlinge, Arbeiter und Fremd­
arbeiter zuwenden will. Wir glau­
ben dazu eine gute Organisation auf­
stellen zu müssen. 11 

Um die Einheit der neuen Linken zu 
retten, wurde das forum in einen 
Dachverband verwandelt, der ne­
ben der RSB die eher antiautoritãr 
gesinnte Basisgruppe Universitãt, 
die jungen Sozialdemokraten und 
einige weitere Gruppen umfasste . 
(Eine von diesen unternahm an 
Pfingsten den missglückten Ver­
such, an einem Pfingstlager von 
berner Jugendlichen in Salavaux 
einzugreifen.) In der nãchsten Zeit 
zerfiel das fp jedoch zusehends. 

Im April wollte die griechische Bo­
tschaft im Hotel Schweizerhof das 
Jubilãum des Putsches feiern. Die 
Griechenlanddemonstration vor dem 
Schweizerhof war die bisher grõss- · 
te Aktion der berner Linken: rund 
3000 Demonstranten, z. T. aus an­
deren Stãdten gekommen, standen 
einem massiven Polizeieinsatz mit 
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Trãnengas und Stacheldraht gegen.. ;egen 
über. Die linken Gruppen Berns rns 
hatten bei der Organisation voU- ·oll­
stãndig versagt , man rechnete mit te mi 
vielleicht 150 Leuten, ohne die Ar- Le Ar 
beit von auswãrtigen Genossen wA- m wA 
re die Aktion kaum zustande gekom-geko· 
men. (Kurz danach wurde in Bern Bern 
eine Demonstration gegen polizei- lizef. 
liche und militãrische Unterdrück- lrück 
ung organisiert, an der ca. 400 Leu-JO LE 
te teilnahmen. ) 

Ende Monat rief die RSB zu einem tinen: 
"kãmpferischen l. Mai" auf, doch :loch 
der l. Maiumzug bewegte sich im 1 im 
gewohnten gewerkschaftlichen Rah- 1 Rat. 
m en. 

Nach dem l. Mai begann die RSB 
durch eine systematische Agitation 
an der Gewerbeschule eine Lehr­
lingsgruppe aufz~bauen. Dazu wur­
de e ine Reihe sogenannter 11 Politi­
sche Dokumente" verteilt . An der 
Universitãt war die RSB nicht ak­
tiv. 

Vor allem unter Tessinern wurde 
damals viel über die Fremdarbei­
ter diskutiert. Nach der Analyse 
des MGP musste s'ich in der Schweiz 
eine revolutionãre Strategie vor al­
lem an ihnen orientieren. Dadurch 
sei eine offensive Antwort auf die 
Schwarzenbach- Bewegung mõglich, 

.SB 

.tatio 
eh r--. wur 
'oliti· 
1 der 
t ak-

urde 
rbei­
yse 
:h w ei 
ror a: 
:iurcl' 
r die 
g li eh 

1969 brachte in Italien den " heissen ~isse 
Herbst": wilde Streiks, Fabrikbe- kbe­
setzungen us w. zeigten die ungeheu- 1gehe 
re Kampfbereitschaft der italieni- 1eni­
schen Arbeiterklasse. 

Schon im Frühling hatte sich in Bern Ln Be 
unter tessiner Studenten ein 11 comi- comi 
tato per 11emigrazione11 (CE) gebU- ~ebil· 
det, das unter den Saisonniers in :~ in 
den Baracken agitierte. Im Herbst 2rbst 
'69 traten einige Mitglieder des CE :!S CI 
in die RSB ein. Diese arbeitete nun :e nu1 
mit der Lehrlings- und der "Barak-~ 
kengruppe" {dem CE) unter Lehr.. ehr­
lingen und Fremdarbeitern·. 
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Im Frühling '70 kam es bei der Mu­
~ SA, einer Baufirma bei Genr,­
zu einem wilden Streik. Die Leute 
um die Barackengruppe der RSB or­
ganisierten eine Flugblattaktion in 
der Stadt und vor den Betrieben. 

Kurz danach wurde neben der Ba­
rackengruppe eine Fabrikgruppe 
gegründet, in der RSB-Mitglieder 
und andere - vor allem Studenten -
arbeiteten. Man teilte sich in Unter­
gruppen auf und begann, lnformati­
onen Uber Berner Betriebe zu sam­
meln. 

Am l. Mai marschierte das fp mit 
den Gewerkschaften. Die RSB ver­
teilte ein programmatisches Flug­
blatt mit der Parole: 11brecht den 
Arbeitsfrieden! 11 

Anfangs Sommer wurde bei einer 
Tessiner Fabrik des Bally-Konzerns 
in Stabio wild gestreikt. In Bern 
wurde vor den Fabriken mit Erfolg 
Geld gesammelt, ebenso in der 
Stadt (insbesondere vor Bally-La­
den, wo kleine Gruppen mit Trans­
parenten, Flugblattern usw. agitier­
ten). Als an de r Universitat eine 
Geldsammlung verboten wurde, kam 
es zu einer grossangelegten und Er­
folgreichen Aktion gegen die Repre­
ssion. Das erste Mal wurde die Ar­
beit an der Uni unmittelbar mit den 
Kampfen ausserhalb verbunden. 

Als kurz danach in Stansstad 39 Spa­
nier aus politischen Grtinden ausge­
wiesen wurden, wurde die Agitation 
unter Fabrikarbeitern fortgesetzt, 
einige Genossen gingen zu einer Ak­
tion nach Stansstad . 

Schliesslich gelang es der Baracken­
gruppe in Kehrsatz mit einig.en Sai­
sonniers, die ein Arbeiter gruppiert 
hatte, Forderungen Uber Mietzins 
u. a. durchzusetzen. Dabei konnte 
die Gewerkschaft eingesetzt werden, 
ohne dass der Kampf von ihr kon­
trolliert wurde. A. u eh ka m e s in 

weiteren Baracken zu Versammlun­
gen Uber diese Ereignisse. 

Im Sommer '70 hatten sich also mit 
der Lehrlingsgruppe, der Baracken­
gruppe und den F~brikgruppen ver­
schiedene Basisgruppen gebildet, in 
denen RSB- Kader arbeiteten. Unter 
einer Basisgruppe verstehen wir 
zunãchst eine Gruppe, die durch ein 
Projekt definiert ist. Z. B: die Lehr­
lingsgruppe ist die Gruppe, die an 
der Gewerbeschule agitiert, die 
Haslergruppe ist die, die in d er 
Hasler eingreift. Demgegentiber be­
steht eine politische Gruppe aus 
Leuten, die vielleicht an verschie­
denen Projekten arbeiten, aber 
durch die Arbeit an einer politisch­
en Linie vereint sind. (Bei ihrer 
Entstehung kann eine Gruppe durch­
aus beides sein: sie tragt dann den 
noch unentwickelten Widerspruch 
von Organisation der Basisarbeit 
und Entwicklung einer politischen 
Linie in sich. Auf den Widerspruch 
von politischer Linie und Theorie 
gehen wir hier nicht ein.) 

Die objektive Bedeutung der RSB 
in dieser Phase kann man etwa mit 
folgendem Satz darstellen: 11 Man 
muss die Proletarier organisieren, 
und zwar in einer neu zu schaffen­
den revolutionaren Arbeiterorgani­
sation". Gegenüber den Studenten 
bedeutete das: weg von d er Uni mit 
der politischen Arbeit. Gegenüber 
der neuen Linken der letzten Jahre: 
weg von spontaneistischen Aktionen, 
wir brauchen langfristige Erfolge, 
und das heisst: geduldige Organisa­
tionsarbeit. Gegenüber den Lehrlin­
gen, Arbeitern, Fremdarbeitern: 
organisiert euch, aber nicht einfach 
in Gewerkschaften us w. , sondern 
in neu zu schaffenden Organísatio­
nen, den Lehrlings-, Baracken-, 
Fabrikgruppen u. a. Im Sommer '70 
waren diese Gruppen entstanden, 
und in jeder war die RSB vertreten: 



Lehrlings­
gruppe Baracken­gruppe 

Fabrikgruppen 

u. a. 

A us de r ursprünglichen RSB hatte 
sich also der Widerspruch von Ba­
sisgruppen und politischer Gruppe 
entwickelt. Damit die RSB für die 
Basisgruppen etwas bedeutete, 
musste sie nun mehr zu sagen ha­
ben als: man muss Lehrlingsgrup­
pen usw. bilden, denn das war un­
terdessen klar. Es musste nun ge­
klãrt werden, welche A ufgaben die 
Basisgruppen hatten und welche die 
politische Gruppe. 

Damit begann die zweite Phase der 
RSB, in der der Widerspruch von 
Basisgruppen und politischen Grup-
pen gelost werden musste. Wenn im n 
folgenden dieser Widerspruch her­
vorgehoben wird, so heisst das 
nicht, dass es nur diesen gab. Es 
heisst nur, das s e s der Hauptwider- ·-
spruch dieser Phase war. (Daneben n 
gab es z. B. den Widerspruch zwi-
schen privatem Leben und politisch- t-

er Tãtigkeit, zwischen Lehrlingen 
und Studenten, zwischen syndikalis­
tischem und politischem Kampf, 
zwischen Spo:t:J.taneitãt und Organisa- L-

tion und viele andere.) 

4 



1.2 Zerfall 

Ende '70 kam es wégen des Prozes­
ses gegen baskische Separatisten 
in Burgos zu einer grossen Demon­
stration in Bern. Tausende von Leu­
ten, vor allem Spanier, lieferten 
der Polizei Strassenschlachten. Die 
spanischen Organisationen, die die 
Demonstration leiteten, verloren 
die Kontrolle, die Polizei musste 
ein "Abkommen" akzeptieren, wo­
nach sie kein Trãnengas, die De­
monstranten keine Steine mehr ein­
setzten. Die verschiedenen linken 
Gruppen Berns, auch die RSB, wa­
ren unfãhig, diese Erfahrung in ih­
re Arbeit einzubeziehen. Aehnli­
ches gilt für die Gründung der Au­
tonomen Republik Bunker in Zürich, 
das Erbe der Globuskrawalle. 

Zu der Zeit war die RSB geprãgt 
durch Diskussionen über die Orga­
nisationsfrage, in denen sich der 
Widerspruch Basisgruppen - Poli­
tische Gruppen spiegelte. Dabei 
kristallisierten sich zwei verschie­
dene Linien heraus, die sich auch 
in der Organisationsfrage ausdrück­
ten. 

Die eine wurde vor allem von Tes­
sinern vertreten, die s ich am MGP 
und an italienischen Gruppen orien­
tierten. Nach ihren Organisations­
vorstellungen sollten die Lehrlings-, 
Bara ek en- und Fabrikgruppen A r­
beitsgruppen der RSB sein. Diese 
"müssen aus RSB-Militanten beste­
hen und eine einheitliche revolutio­
nare Linie in der ganzen Agitation 
vertreten • . . es soll nicht mehr ge­
schehen, dass die Lehrlingsgruppe 
ein Politisches Dokument heraus­
gibt, das einen sozialdemokratisch­
en Artikel enthãlt ... Politische Ko­
ntrolle bedeutet auch, dass das Po­
litbüro jede Gruppe zwingen kann, 
diese politische Linie zu vollziehen." 
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Damit wird aber die Basisgruppe ein 
Anhãngsel oder ein Teil der politi­
schen Gruppe: Anstatt dass man 
sich in der Ba~isgruppe auf eine 
Praxis einigt, durch welche politi­
sche Linien erprobt und entwickelt 
werden konnen, soll man sich zu­
erst auf eine politische Linie eini­
gen: Die Basisgruppe soll gleich zu 
Beginn eine politische Gruppe wer­
den. Die Erfahrung zeigt, dass die­
ser Versuch immer wieder schei­
tert. Oft zerbricht die Gruppe, be­
vor sie mit der praktischen Arbeit 
beginnt, oder sie wird sektiererisch 
und ihre Arbeit steril, im besten 
Fali entwickelt sie sich weiter, bis 
der Widerspruch Basisarbeit- Poli­
tische Linie soweit entwickelt ist, 
dass doch eine Trennung von Basis­
gruppe und politischer Gruppe ent­
steht. 

Die zweite Linie orientierte sich 
mehr an traditionellen kommunisti­
schen Organisationen. lhr Vorschlag 
entspricht der Graphik unter l. l. Da­
bei wurde erstens übersehen, dass 
in der gegenwãrtigen Situation keine 
politische Gruppe im Ernst einen 
Monopolanspruch behaupten kann, 
dass es also neben der RSB auch 
noch andere Gruppen geben würde. 
Dementsprechend wird das Verhãlt­
nis zwischen verschiedenen Gruppen 
nicht geklart. Zweitens wird das 
Verhãltnis von politischer Gruppe 
und Basisgruppe wie folgt bestimmt: 
"Darum arbeiten in diesen Gruppen 
RSB- Mitglieder aktiv mit . • . als 
gleichwertige, sich in die Gruppe 
einordnende Mitglieder dieser Ba­
sisgruppen, die dort die politische 
Linie der RSB vertreten und durch-

. zusetzen versuchen. So übt die RSB 
durch ihre Mitglieder einen gewis­
sen politischen Einfluss auf diese 
Gruppen aus, aber die (mehr forma­
le) A utonomie d er Gruppen m us s re­
spektiert werden. " Wiederum wird 
der Widerspruch Basisgruppe - Po­
litische Gruppe nicht richtig entwik-



kelt, sondern dadurch beseitigt, dass 
man nur eine Seite - die politische 
Gruppe - berücksichtigt: die Basis­
grÚppe wird vergewaltigt. 

Unter diesen Umstãnden konnte we­
der eine Synthese der beiden Linien 
noch eine Spaltung die Krise der RSB 
lõsen. Z. B. hatten die zwei Gruppen 
verschiedene Auffassungen über den 

Kampf an der Universitãt. Aber sol­
che Unterschiede kamen gar nicht 
zum Zug, weil nicht geklãrt war, 
wie die politische Linie in die Pra­
xis umgesetzt wird. Der Widerspruch 
zwischen zwei politischen Linien in 
der RSB konnte gar nicht praktische 
Bedeutung gewinnen, solang der Wi­
derspruch von politischer und Basis­
gruppe ungelõst blieb. 

Was die RSB hãtte tun müssen, war: 
Die Probleme der Basisgruppen auf­
nehmen und auf eine allgemeine Eh­
ene heben. Das heisst, die Probleme 
eines Sektors - z. B. der Uni, oder 
einer Fabrik - so zu formulieren, 
dass sie alle Sektoren angeht, bei 
den Problemen einer Gruppe das her­
vorheben, was alle Gruppen betrifft. 
Die allgemeine Antwort auf diese 
Probleme wãre dann die politische 
Linie der RSB gewesen. Dass das 
von den Basisgruppen aus mõglich 
und notwendig gewesen wãre, zei­
gen der Barackenbericht, der Mei­
nenbericht, die versuchten Diskus­
sionen über die Streiks in Genf, das 
Problem Lehrlinge- Arbeiter u. a. 

Aber selbst in diesem Fall wãren die 
RSB-Kader wahrscheinlich in die Ba­
sisgruppen gegangen, um sie zu kon­
trollieren, um Einigkeit über die po­
litische Linie zu erreichen statt über 
ein konkretes Projekt, und dann in 
der Praxis die politische Linie zu er­
proben. 

Die RSB wollte eben doch eine Art 
Dachverband der Basisgruppen sein. 
Und genau wie das forum wurde sie 
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es, als si eh die Basisgruppen ver- rer-
selbstãndigten: man gründete einen nen 
Koordinationsrat, der bald zugrunde "Un< 
ging, weil die einzelnen Gruppen e- n e 
bensogut ohne ihn arbeiten konnten. ten 
Er sollte eine Einheit der Linken her- m h 
stellen, die es noch nicht geben kann, ka: 
weil die gegenwãrtige Praxis viel zu el : 
zersplittert ist. 

Basis gruppen Kotordinations 
ra . 

Dàchverband 

Die RSB starb nicht an mangelnder 1de1 
Einheit in der politischen Linie, Wi- , Vi 
dersprüche hãtten sie auch vorwãrts- wãr 
treiben kõnnen. Dies war aber nicht nic: 
der Fall, weil das Verhãltnis von on 
politischer Linie zur Arbeit in den den 
Basisgruppen ungelõst blieb. 

Sie starb auch - sowenig wie das tS 

forum - nicht einfach an der "Un- ln-
fãhigkeit, neue Mitglieder zu inte- lte-
grieren". Vielmehr war diese Un- Un-
fãhigkeit nur ein Symptom, Die Aus- Au 
weitung ihrer Praxis eintwickelte lte 
den Widerspruch Basisgruppe - Po- · Pc 
litische Gruppe; und weil man nicht nicl 
fãhig war, diesen zu lõsen, war r 
man nicht fãhig, "neue zu integrie- rie 
ren". 

Die RSB scheiterte, weil sie .ihre re 
Rolle als politische Gruppe gegenü- enü 
ber Basisgruppen nicht erfüllte. Was . Vl 
übrig blieb, waren die verschiedenen !dez 
Basisgruppen, die durch ihre jewei- ewe 
ligen Projekte zusammengehalten en 
wurden. 
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2. Die Entwicklung der 
Basisgruppen 

2.1 Dia Lehrlingagruppe 

A. DIE LEHRLINGSGRUPPE 

DER R S B 

Naehdem das Forum 1969 ein l. Mai­
Flugblatt an der Gewerbesehule ver­
teilt hatte, reagierten einige Lehr­
linge der Lehrwerkstãtte mit einem 
Gegenflugbl att Als Antwort darauf 
verteilte die 11 Lehrlingsgruppe RSB11 

im Sommer 69 das erste "Politische 
Dokument", das auf die allgemeine 
Lage der Lehrlinge (billige Arbeits­
krãfte), auf die Klassenausbildung, 
das VVesen des Staates ete. einging. 

Die Lehrlingsgruppe bestand zu die­
sem Zeitpunkt aus Studenten und 
Lehrlingen, die alle Forum-Mitglie­
der waren. Durch die "Politischen 
Dokumente11 (Themen: Fremdarbei­
ter, Imperialismus ete.), e ine Fra­
gebogenaktion sowie- offentliehe Ver­
sammlungen, gelang es, einige Lehr­
linge zu organisieren. Einen breite­
ren Eintluss unter den Lehrlingen 
gewann aber die RSB nie, da es ihr 
nicht gelang, die Lehrlinge auf ihre 
konkreten Bedürfnisse und P robleme 
anzuspreehen. 

Im Spãtsommer erschien das letzte 
"Politisehe Dokument" (Nr. 5) mit 
dem Artikel "RSB - was wir sind 
und was wir wollen'', de r von ver-
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sehiedenen Seiten heftig kritisiert 
wurde. Der Artikel wollte die RSB 
vorstellen und erklãren, was Sozia­
lismus ist und wie er erreieht wi rd. 
Die Beziehung zwischen Basisgruppe 
und politiseher Gruppe wurdc darin 
folgendermassen definiert: "Obsehon 
wir - die Lehrlingsgruppe - zwar 
organisatoriseh eine selbstãndige 
Gruppe sind, sind wir p o l i t i s e h 
vollstãndiger Teil der RSB." Das 
li e f in de r Praxis darauf hinaus, 
alle Mitglieder der Lehrlingsgruppe 
(auch die neu kontaktierten Lehr- • 
linge) in die RSB zu integrieren. 
Das hatte zur Folge, dass diese 
Lehrlinge in 11theoretische 11 Diskus­
sionen über politische Fragen hin­
eingezogen wurden, die für sie fru­
strierend waren, da sie nicht ihrem 
Bedürfnis (Bewusstsein) entspraehen. 
I m Internen Bulletin N r. 3 versuehte 
ein Genosse die Aufgaben einer Ba­
sisgruppe und einer politisehen Grup­
pe auseinanderzuhalten~ die Rolle 
der RSB-Mitglieder in beiden zu be­
stimmen, den Untersehied zwisehen 
einem Agitationsblatt der Basisgrup­
pe und einem Organ für die theoreti­
sehe Diskussion innerhalb der poli­
tischen Gruppe zu klãren. Diese Fra­
gestellung fand in der RSB kein Eeho, 
ein korrektes Verhãltnis zwisehen 
den Basisgruppen und der politischen 
Gruppe konnte nieht hergestellt wer­
den. 
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B. A UFLõSUNGSPHASE DER RSB 

a ) Die Entwicklung der Autonomie 

der Lehrlingsgruppe 

In .der Fo1ge verse1bstãndigte sich 

• 

die LG immer mehr. Die RSB konnte 
ihre Rolle in Bezug auf die Basis­
gruppen nicht klãren, sie erfüllte ih­
re Funktion als politische Organisa­
tion gegenüber den Basisgruppen nicht, 

ver1or daher die Verbindung zu ihnen 
und wurde fo1glich für sie sinnlos . 

Im Spãtherbs 1970 wurde mit der 
Ferienaktion (6 Wochen Fe,rien 
für Lehrlinge) erstma1s versucht, die 
konkreten Bedürfnisse der Lehrlinge 
aufzugreifen. In dieser Aktion (sie 
wurde auf nationa1er Ebene konzipiert) 
spie1te die RSB a1s politische Organi­
sation bereits keine Rolle mehr. Das 
hatte zur Fo1ge, dass die Diskussion 
über den politischen Stellenwert die­
ser Aktion ausschliesslich i n n e r­
ha1b der LG geführt wurde. Man 
wurde sich nicht einig, vor allem 
was den Aspekt der Spaltung der Ar­
beiterk1asse anbelangt (Soll man nur 
für Lehrlinge mehr Ferien fordern? ) . 
Hatte man schon innerha1b der Gruppe 
keine gemeinsame Linie erarbeiten 
kõnnen, so wurde die von der LG 
einberufene nationale Konferenz der 
wichtigsten Lehrlingsgruppen voll­
ends zum Debakel: nach wirren Dis­
kussionen trennte man sich ergebnis -
1os, die Aktion fie1 ins Wasser . In 
der Folge verliessen einige Studenten 
die Gruppe. 

B 

b) Der Widerspruch politische Grup­

pe / Basisgruppe innerhalb der LG 

Ein Merkma1 dieses Widerspruchs 
war im Winter 1970 die Existenz von 
zwei A uffassungen, die sich in de r 
LG gegenüberstanden: auf der einen 
Seite der Versuch, eine strukturierte 
Kadergruppe zu schaffen. (Das war in 
etwa die Auffassung der wenigen in 
der Gruppe verbliebenen Studenten. ) 
Auf der anderen Seite (Lehrlinge) der 
Wille, endlich von den frustrierenden 
theoretischen Diskussionen 1oszukom­
men und "praktische Arbeit an der 
Basis" zu 1eisten mit dem Ziel, einen 
mõglichst grossen Teil der Lehrlinge 
zu organisieren, also mõglichst 
schnell mõglichst vie1e Mitglieder zu 
gewinnen. Das war so ziemlich al1es, 
was an dieser zweiten Auffassung 
klar war. Weil es aber die Auffas­
sung der Lehrlinge war, wurde sie 
für die weitere Arbeit der Gruppe die 
bestimmende., Eine Fo1ge davon war, 
dass die Studenten weiter an Einfluss 
verloren und allmãhlich abwanderten, 
womit auch besagter Widerspruch 
vorübergehend verschwand. ( ·o b j e k­
t i v war er aber nicht ge1õst, sodass 
er sich weiterentwickeln und früher 
'oder spãter wieder sichtbar werden 
musste. ) 

Die Tatsache, dass Diskussionen 
über die politische Linie weitgehend 
aus der Gruppe verdrãngt wurden, 
ermõglichte das Fortbestehen der 
Gruppe . Dass dies darum richtig 
war, weil die Lehrlingsgruppe eine 
Basisgruppe war, wurde jedoch 
nicht klar erkannt: Der Widerspruch 
Basisgruppe l politische Gruppe 
wurde durch den Widerspruch Lehr­
linge l Studenten verdeckt. 
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C . PHASE DES AKTIONISMUS 

( Zum Widerspruch politische Grup­
pe f Basisgruppe innerhalb der LG) 

a ) Der Widerspr uch ist unentwickelt, 

nicht relevant 

Einen entscheidenden Einflus s auf die 
Frage, wie die Basis zu e rweitern 
wãre, hatte die Hydra Bas el (Aktion 
Radioelektriker, Winter 70/71): 
Anhand von Misstãnden in einzelnen 
Lehrverhãltnissen (schlechte A usbil­
dung, Schikanen, Uebert r etung von 
Lehrvertragsbestimmungen) wurde 
von der Hydra eine systematische Agi­
t ation unter den Lehrlingen (Gewerbe­
schule, Beizen) betrieben. 

Im Februar 71 wurde dieses "Rezept' ' 
im "Fall Eymann" erstmals ange­
wandt . Das war der Beginn des Ak­
tionismus, de r darin bestand, sein 
Vorgehen von Mal zu Mal zu planen 
und nur darauf zu achten, dass "et­
was 11 1 ãuft, das s die Mitglieder etwas 
zu tun haben, dass von der G r uppe ge­
sprochen wird. Sowohl die Agitation 
als aueh die daraus folgenden Aktio­
nen (Ver sammlungen m it ansehnlichen 
Teilnehmerzahlen) wur den als Selbst­
zweck aufgefasst und nach aussen 
vermittelt . Man war unfãhig, s ie in 
einen Gesamt zusammenhang zu s tel­
len, weil man keine politische Per­
spektive hatte (diese Frage taucht e 
erst spãter auf) . 

Diese Aktionen waren Modellfãlle: 
an ihnen wurde das Versagen der 
Behõrden (Lehrlingskommissionen, 
Berufsbildungsamt) und der Ge­
werksehaften aufgezeigt und die 
Notwendigkeit e iner a u t o n o m e n 
L e h r l i n g s o r g a n i s a t i o n er­
klãrt . Das Vertrauen der Basis in 
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die Organis ation sollte gewe ckt wer­
den: "Allein ist jeder maehtlos, 
zusammen s ind wi r star k. 11 Mit die­
sem Vorgehen konnte ein relativ 
grosser Teil der Lehr linge angespr o ­
chen we rden: die Gruppe vergrõsser­
te sich. 

Im Juni 71 intervenierte die LG an­
lãsslich der "HIT FAIR" (auf Jugend­
liehe aus geriehtete Verkaufsmesse): 
neben Flugblatt- , Schmier- und 
Stinkaktionen wurde zusammen mit 
Bunker - und Hydraleuten eine Dis ­
kussion über Berufsbildungspr~bleme 
(u . a. mit Gewerkschaftern) gesprengt , 
was vom Grosst eil des Publikums 
(viele Lehr linge) nicht ve r standen 
wurde. 

Nach der "HIT FAIR" erfolgte die 
Namensãnderung der LG in "Hydra11

• 

Der Zusammenschluss mit der Hydra 
erfolgte (nachdem einige Genossen 
2- 3mal naeh Basel gefahre n waren, 
u . a. zur Demonstration der Hydra 
mit etwa 1000 Jugendlichen) a u s ­
s e h l i e s s li e h aufgrund de r ge­
meinsamen Pra x i s (von eine r ei­
gentlichen politis eh en Linie konnte 
man in de r Hydra nicht reden). 

b) Der Widerspruch entwickelt sich 

In der Folge entwickelte sich der Wi­
derspruch politische Gruppe f Basis­
gruppe und wur de vorerst sichtbar 
als Widerspruch zwischen Theorie 
und Praxis: einerseits das Bedürfnis 
einiger Genossen, weit ere Zusammen­
hãnge zu begreifen, e ine politische 
Perspektive in der Arbeit der Gruppe 
zu sehen -- andererseit s die theorie­
feindliche und antiintellektualistische 
Haltung (als Reaktion auf die frus t r ie ­
renden RSB- Diskussionen) und die un­
dialektisehe Auffassung de r führende n 
Genossen vom 11 Lernen in der Praxis". 



So wurde von diesen Genossen die 
politisehe Diskussion unterdrüekt, 
mit dem Argument, sie sei nieht 
wiehtig, weil sie nieht dem Bedürf­
nis a 11 e r Gruppenmitglieder ent­
spreehe. Das zeigt d en ( damals 
noeh nieht erkannten) Widersprueh 
politisehe Gruppe f Basisgruppe: 
einerseits entwiekelt sieh die Not­
wendigkeit der politisehen Diskus­
sion, die Frage naeh der politisehen 
Linie taueht auf; andererseits wird 
riehtig gesehen, dass man diese 
Diskussion nieht innerha1b der gan­
zen Gruppe führen kann. Dann wird 
aber der fa1sehe Seh1uss gezogen, 
man müsse sie überhaupt nieht füh­
ren. 

e) A uswirkungen des Lehrlings1a­
g ers: Der Widersprueh wird 
verdeekt 

Der Widersprueh wurde in der Fo1ge 
verdeekt dureh das seehswõehige 
Lehrlings1ager wãhrend der Sommér­
fe r ien (internationa1es Lehrlingseamp 
in Courgenay, organisiert dureh die 
Hydra Base1/ Zürieh und Spartakus 
Wien) und dessen Auswirkungen . Das 
Er1ebnis der Solidaritat (fast alle 
Berner Hydranten waren wenigstens 
ein paar Tage im Lager) und die erst­
malige Sehulung (speziell Fasehismus 
und Sehwarzenbaeh) hatten eine grosse . 
Aktivitãt samtlieher Mitglieder zur 
Fo1ge: Im "Fa11 Sehlumpf" (Hoehbau­
zeiehner) ge1ang es erstma1s, eine 
Forderung (Bezahlung einer Konven­
tiona1strafe dureh den Patron) direkt, 
d . h. ohne Lehrlingskommission dureh­
zusetzen. 

Ein wiehtiges Ergebni.s des Lagers war 
aueh die "Gruppeneinheitsideo1ogie" . 
Sie bedeutete, dass alle Gruppenmit­
glieder fãhig seien, gemeinsam F1ug­
blãtter und Artike1 zu verfassen und 
dass samtliehe auftauehenden Prob1e­
me innerha1b der ganzen Gruppe dis­
kutiert und ge1ost werden konnten, dass 
alle g1eieh seien, dass es keine führen­
den Genossen, 11 Chefideo1ogen'' ete. 
gebe. Das war nieht s anderes a1s eine 
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Verseh1eierung der Tatsaehe, dass 
wiehtige Entseheide immer noeh 
von dense1ben Genossen abhingen 

Eine andere Komponente der Agi­
tation wurde (neben der erfo1grei­
ehen Propagierung des okonomi­
sehen Se1bstsehutzes) ebenfalls 
a1s Folge des Lehrlings1agers die 
Propagierung der Wohngemein­
sehaft a1s Alternative des Zusam­
menlebens . (A1s Modell sollte de r 
Mauerrain 8 dienen; er erhielt eine 
wiehtige Funktion a1s Zentrum der 
Hydra.) 

Ein anderer Aspekt dieser Phase 
war das Anwaehsen der Gruppe 
(30 - 40 Leute, die rege1mãssig im 
Mauerrain verkehrten) . Vie1e kamen 
in erster Linie zur Gruppe, um ihre 
personliehen Bedürfnisse zu befriedi­
gen und personliehe Prob1eme zu 1o­
sen. N aeh d em erfo1greiehen Ab­
seh1uss des Sehlumpf-Falles beweg­
ten sieh die meisten Diskussionen in 
der Gruppe um Prob1eme des Zusam­
menlebens. Reieh wurde zum Best­
seller. Dureh die hãufige (zum Teil 
foreierte) Diskussion von personli­
ehen Prob1emen wurden bei neuen 
Leuten unterdrüekte psyehisehe Span­
nungen aufgerissen, die dann nieht 
bewãltigt werden konnten. Es ge1ang 
nieht, das Bedürfnis naeh individuel-
1er Emanzipation mit der politisehen 
Arbeit zu verbinden. Die Fo1ge war, 
dass einige Leute wieder abwander­
ten. 

d) Der Widersprueh wirkt sieh aus 

Jn diese Phase fallt aueh die Aktion 
"Gastgewerbe11

• Die Vorbereitung des 
Bulletins, das die Situation im Gast­
gewerbe (im besonderen der Kellner-
1ehrlinge im "Bellevue" und "Sehwei­
zerhof") untersuehen sollte, zog sieh 
über beinahe ein ha1bes Jahr hin (seit 
der HIT-FAIR). Man wollte diesma1 
die konkreten Fãlle in einen Gesamt­
zusammenhang stellen (Jugendschutz­
bestimmungen, individueller Lehrver-
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trag / Gesamtarbeitsvertrag . .. 
Rolle der Gewerkschaften, Fremd­
arbeiter, Schwarzenbach, Gauer­
hotels in Griechenland . . Faschis­
mus, Tmperialismus) und entspre­
chende, weitergehende Forderungen 
aufstellen. Das war nichts anderes 
als die Frage nach einer p o l i t i -
s e h e n L i n i e und führte zu end­
losen, wirren und frustrierenden 
Diskussionen innerhalb der ganzen 
Gruppe, ohne dass man zu einem 
Ergebnis karo . 

Die Arbeit der Gruppe stagnier te im 
Herbst 71. Kontakte wurden vernach­
lãssigt, die Zahl der Aktivisten ver­
minderte sich (nicht nur neuere Leu­
te, sondern auch Genossen, die schon 
lãngere Zeit dabei gewesen waren, zo­
gen sich allmãhlich zurück) . Ei n ande­
rer A usdruck dieser Krise war das 
Gastgewerbebulletin: liederlich, voller 
Fehler, unrichtige Angaben, mtese Ge­
staltung, zusammenhangslos. E s wurde 
darin kaum eine der aufgeworfenen 
Fragen (siehe oben) beantwortet. (Mi­
nutiose Falldarstellung und am Schluss 
einige zusammenhangslose ultralinke 
Phrasen) . Die Agitation war entspre­
chend: praktisch keine Reaktion unter 
den Lehrlingen. Das Ziel, vor allem 
die Lehrlinge des Gastgewerbes anzu­
sprechen, wurde nicht erreicht (ein 
Genosse weigerte sich sogar, das 
Bulletin zu verkaufen, andere taten es 
nu r se h r widerwillig). 

Diese Tatbestãnde - Abwanderung ei­
niger Leute, Stagnation der Arbeit -
waren unter anderem die Auswir­
kungen des Widerspruchs politische 
Gruppe / Basisgruppe: Die Notwendig­
keit einer Perspektive, einer politi­
schen Linie, zeigte sich einem Teil 
der Gruppe, den am meisten politi­
sierten Leuten. Das führte zu den er­
wãhnten Diskussionen innerhalb der 
ganzen Gruppe, die nichts fruchteten . 
Die weniger politisierten Leute, für 
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welche die Notwendigkeit solcher 
Diskussionen noch nicht bestand, 
wurden frustriert und erschienen 
zum Teil bald nicht mehr. Bei den 
stãrker politisierten Leuten lõste 
die E rgebnislosigkeit dieser Dis­
kussion zwei verschiedene Reak­
tionsweisen aus: 

- Resignation, Abkehr von der 
Gruppe (wobei natürlich noch an­
dere Ursachen eine Rolle spielten: 
persõnliche Schwierigkeiten, Be­
ziehungen z u anderen G ruppenmit­
gliedern) auf der einen Seite, 

- Einsicht in die Notwendigkeit, sol­
che politischen Diskussionen zu 
führen, aber nicht mehr in der 
ganzen Gruppe, auf der anderen 
Seite . 

e) Versuch einer Lõsung des Wider­
spruchs 

Diese Genossen trafen sich vorerst 
regelmãssig an "Kadersitzungen". 
Die Auffassung war damals, dass 
dieses Kader eine politische Linie 
erarbeiten und damit die Praxis wei­
ter treiben konne. Es zeigte sich aber, 
dass diese Aufgabe von diesem Kader 
nicht gelost werden konnte. Hingegen 
wurde (allerdings kurzfristig) die 
Praxis vorangetrieben: ausgehend 
von der Notwendigkeit, alle Mitglie-
der in die Arbeit zu integrieren, wur­
den Arbeitsgruppen gebildet . Die 
Tatsache, dass sich einige Genossen 
(Kader) regelmãssig trafen, rief bei 
etlichen Gruppenmitgliedern Empo-
rung hervor (Widerspruch zu der bis 
dahin herrschenden "Gruppeneinheits­
ideologie") und dieses "elitãre Gebaren" 
wurde heftig kritisiert. Diese Kritik 
war berechtigt, weil die Kadersitzungen 
nicht eine politische Linie erarbeiteten, 
die in der Praxis von autonomen Ba­
sisgruppen zu erproben wãre, sondern 
verbindliche Entscheide über die Ar­
beit der Basisgruppen fãllten . Als 



Reaktion auf diesen Fehler wurden 
anfangs Winter 1972 "Arbeitsgruppen­
sitzungen'' institutionalisiert, zu denen 
jede Arbeitsgruppe l - 2 Leute dele­
giert . 

Aehnlich wie das Forum mit dem 
Delegiertenrat und die RSB mit dem 
Koordinationsrat wurde damit der 
Schinagu mit den Arbeitsgruppensit­
zungen ein Dachverband von Basis­
gruppen. 

f) Arbeitsgruppen 

Die A rbeitsgruppe Gas t gewerbe 
sollte die Arbeit, deren erster An­
satz das Gastgewerbebulletin gewe­
sen war, weiterführen. Es bestand 
keine Klarheit über die Kampfziele, 
weshalb die Kontaktnahme mit Kell­
ner- und Kochlehrlingen scheiterte . 
Die Gruppe lõste sich Ende Jahr auf. 

Die Gruppe Strassentheater sollte 
mit dieser neuen Form der Agitation 
ebenfalls die Praxis im Gastgewerbe 
weitertreiben. Sie scheiterte zusam­
men mit d er Gastgewerbegruppe. 

Die Gruppe Gangloff begann eine Be­
triebsanalyse. Als von den zwei Kon­
takten d er e ine lãnger erkrankte, 
wurden sie wieder fallengelassen . 

Naeh dem Vorfall mit einem Lehr­
ling in der Hallwag wurde mit drei 
Lehrlingen Kontakt aufgenommen. 
Die Gruppe hatte versehwommene 
Vorstellungen von Betriebsarbeit. Die 
Kontakte wurden vernachlãssigt (sie 
waren dureh die Angst der Lehrlinge 
vor Repressionen sowieso sehon er­
sehwert). Nach einer Erweiterung 
der Gruppe wurde ohne Erfolg ver­
sueht, die Kontakte wieder aufzuneh­
men. Ende Jahr wurde die Gruppe 
aufgelõst 
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Als Misstãnde im Radio-TV -Gesehãft 
Glur aufgegriffen wurden, gelang 
keine Mobilisierung der Basis . Es 
blieb bei isoliertem Herumschlagen 
mit der Lehrlingskommission ete. 
Dasselbe gilt für die Gruppe Zoll-· 
brüek, die Misstãnde in einer 
Sehmiede aufgriff. 

Die Haslergruppe entstand anfangs 
1972 (aus einigen soliden Kontakten) 
auf Sehinaguinitiative. Als Basis­
gruppe gedaeht, war die Funktion 
von Schinagu-Leuten darin nie klar. 
Es bestand auch nie eine Perspek­
tive in Bezug auf diese Arbeit (und 
Betriebsarbeit im allgemeinen). E r-
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s te r Problemkreis der Gruppe: Aus- us-
bildung, Ausbeutung, Disziplinierung. rung 
Geplant war, zuerst eine Betriebs- s-
analyse zu machen und erst dann mit mit 
Flugblãttern ete. bestimmte Probleme )lerr 
aufzugreifen. Dieses Konzept wurde 
mit der Kantinenpreiserhõhung über 
Bord geworfen: man beschloss, die 
Kantine zu boykottieren. Die Organi­
sation des Boykotts maehte es nõtig, 
sich hãufiger zu treffen, was vielen 
Lehrlingen kaum mõglieli war. So 
wurde die ganze Aktion mehr und 
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mehr nur noch von Leuten ausserhalb ·haU 
des Betriebes organisiert (Flugblãtter .ãtte 
ete . ). Unklar war die Perspektive e 
der Aktion, die Beziehungen der Grup- GruJ 
pe zum Arbeiter- und Studentenkomi- >mi­
tee, das Verhãltnis Lehrlinge-Arbei- ·bei­
ter im Betrieb, aber aueh das Ver­
haltnis von Sehonagu-Leuten und 

r-

Lehrlingen innerhalb der Gruppe . (Miss - (Mi 
trauen der Lehrlinge gegenüber Leuten .eutl 
von aussen) Das Kampfziel (Uebernahmernar 
der Preiserhõhung durch die Direktion) ~ktic 
wurde nicht erreieht, die Aktion ver- ver-
sandete. Di e Lehrlinge gelangten z ur z ur 
Auffassung, dass externe Leute in n 
ihrer Gruppe überflüssig seien. Die )ie 
G ruppe blieb a u t o n o m bestehen und unc 
führt die Arbeit weiter (Herausgabe be 
der internen Zeitung "Wir") . 
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Im Spatherbst 1971 wurde im Marzili 
das Jugendzentrum erõffnet Sehon am 
Erõffnungsabend entbrannte die Diskus­
sion um die A u t o n o m i e f r a g e, aus­
gehend von den bestehenden Vorsehrü­
ten (Sehliessungszeiten, Eintritt, 
Sehlafgelegenheiten ete .). Die Hydra 
hatte nie klare Vorstellungen über die 
Funktio.n eines Jugendzentrums und die 
Arbeit darin. Daher wurde die Initiati­
ve der Bunker jugen d überlassen, 
welehe mit Forderungen wie Gratis­
eintritt und - sehlafgelegenheiten, 
durehgehende Oeffnung ete. di e Not­
wendigkeit der Autonomie propagier­
te. Diese "Bunker-Linie" wurde von 
einem ad-hoe-Komitee (mit einem 
Vertreter der Hydra} aufgenommen 
und in einem Flugblatt dargelegt, 
was etliehe Gegenflugblãtter auslõs-
te . An einer Vollversammlung wur­
den die aufgestellten F orderungen 
abgelehnt oder in abgesehwaehter 
Form angenommen. Naeh der -</er­
sammlung bildeten sieh versehiedene 
Gruppen: 

Die Informationsgruppe: Sie sollte als 
ReakÜÕn-ãüf di e têndênziõse Berieht­
erstattung in der bürgerliehen Presse 
über die Autonomie-Debatte (Verun -
glimpfung der Bunkerjugend) und den 
Fall Wegmüller (Absetzung des Pra­
sidenten) Gegeninformation bringen. 
Der Arbeitsbereieh dieser Gruppe 
wurde raseh erweitert: Vietnam wurde 
aktuell. Die Gruppe - sie nennt sieh 
nun O e t o p u s - vergrõsserte sieh 
raseh (vorwiegend Mittelsehüler). 

Die Hausergruppe: Im Zusammen­
hang-mirdem-PrÕblem "Notsehlaf­
stellen" besehrankte sie sieh vorüber­
gehend auf die Hausersuehe. (Man · 
wollte von der Stadt Hauser verlan­
gen, die von Jugendliehen selbst ver­
waltet werden sollten. ) Aufgrund von 
Kontakten mit Heiminsassen wandte 
sieh die Gruppe dem Problem "Er­
ziehungsheime" zu. Dadurch, dass 
einige Leute der Hydra in dieser Grup­
pe waren, tauchte der Gedanke auf, 

die Heimgruppe sei in die Hydra zu 
integrieren.-lliê erste grõssere Ak­
tivitat der Heimgruppe war die Tessen­
berg-lnformationskampagne (zusammen 
mit de r heutigen Heimkampagne Basel). 
Nach einern Teach- In irn Jugendzentru.rn 
vergrõsserte sich die Gruppe und be­
stand zeitweise aus 15-20 Leuten. 
Nach dieser Aktion tauchte bei ein­
zelnen die Frage nach einer Perspek­
tive (einer politischen Linie} auf: Soll 
man Randgruppenarbeit maehen und 
mit den Heirnzõglingen zusamrnen 
Reformen durehzusetzen versuchen 
(Randgruppenstrategie), oder soll die 
Situation der Heirnzõglinge bloss als 
Therna in der Agitation verwendet wer-
den? 

Wiederum zeigt sieh der Wider­
spruch politische Gruppe/Basisgrup­
pe, der sieh aueh hier entwickelt hat­
te, a b er nicht bernerkt wurde: rnan 
führte die Diskussion über diese Fra­
gen innerhalb der Gruppe, die 
Praxis wurde dadureh gelahmt, neue 
Leute dadurch frustriert und die Grup­
pe ging daran langsarn zugrunde. Ende 
April wurde sie aufgelõst. 

Naeh dem Bankrott der Juso-Politik 
(Unterschriftensamrnlung} gegen die 
geplante A utobahn rnitten durch Bürnp­
liz- Bethlehem wurde die A utobahn­
gruppe gebildet. Dahinter stand die 
Idee von Quartiergruppen: die Auto­
bahn sollte als erste Grundlage dienen, 
ansehliessend sollten weiter Probleme 
(Mieterkarnpf ete. ) aufgegriffen werden. 
Dabei stellte sich einrnal die Frage 

nach dem Stellenwert der Quartierar­
beit , naeh den richtigen Kampfzielen. 
Sodann stellte sieh die Frage naeh dern 
Verhaltnis zurn Schinagu, besonders 
wenn man die Mõglichkeit von Aktions­
komitees mit der Beteiligung von wei­
teren Gruppen in Betracht zieht. 
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Die Berufsbildungsgruppe sollte eine Im Winter 1971/72 entstand aus dem e1 
Kampagne "Gegen die Lehrlingskom- Bedürfnis nach Schulung eine Schu- t-

mission - für eine autonome Lehrlings- lungsgruppe , die jedoch vorerst ke i- <• 
organisation" vorbereiten (basierend ne Aktivitãt entwickelte. Im Marz 
auf den bisherigen Erfahrungen in den wurde sie neu konstituiert mit dem n 
sechs Fallen: Aktionsblatt, Teach-In Beginn eines Grundlagen- Schulungs- :e 
im Jugendzentrum, weitere Versamm- kurses. Ein erstes Problem ist dabei :~.1 

lungen. ) Hier stellen si eh folgende das V erhãltnis de r Schulung z ur Pra- ,I 

zwei Probleme. Einmal die Organisa- xis. Ein zweites führt wieder zur Fra- I 
tionsfrage: wie sollen die angesproche- ge nach politischen Linien: inwiefern e: 
nen Lehrlinge organisiert werden, \\?.e ist Schulung Grundlage der Erarbei- e! 
ist die 11 autonome Lehrlingsorganisation" tung einer politischen Linie? 
zu strukturieren? Sodann die Gewerk-
schaftsfrage (die Gewerkschaften befür- Das Organisationsproblem stellt sich li 
worten eine Beteiligung der Lehrlinge noch in einer weiteren Form im Zu- ~t 

an den Lehrlingskommissionen). sammenhang mit der Arbeit einiger e: 
Schinagu-Genossen in einer Gymer- r 
Gruppe: Welches ist das Verhaltnis LE 
des Schinagu zu solchen autonomen n 

Die Leistungslohngruppe sollte eine Gruppen':? 
Kampagne gegen den Leistungslohn 
vorbereiten. Durch den Kontakt mit 
den bewusstesten Leuten der betref­
fenden Lehrlingsgruppen wird ver­
sucht, diese Kampagne zu führen, 

sucht, eine einheitliche Kampagne 
(gleiche Kampfziele) zu führen, in 
den Betrieb getragen durch diese au­
tonomen Gruppen, ausserhalb durch 
den Schinagu: innerhalb der gewerk­
schaftlichen Jugendorganisation der 
grafischen Industrie wird ebenfalls 
versucht, diese Kampagne zu führen. 
Dabei stellt sich wieder die Gewerk­
schaftsfrage: die Frage nach der po­
litischen Linie für die Arbeit von Ge­
nossen in den gewerkschaftlichen Ju­
gendgruppen. Bei der Parole 11Für 
ein existenzsicherndes Ausbildungs­
honorar" ist zu fragen, · ob sie bloss 
propagandistischen Charakter hat 
oder nicht. Ein weiteres Problem er­
gibt die Einordnung der gegenwartigen 
Einführung von Leistungslõhnen in die 
gesamte Berufsbildungsreform. 
Schliesslich ist das V erhaltnis zu be­
stehenden Betriebsgruppen zu klaren, 
mit denen man zusammenarbeitet 
(Hasler-Lehrlingsgruppe). 
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g) Perspektiven 

Die Fragen und Probleme, die sich !1" 
den einzelnen Arbeitsgruppen stellen, l • 
sind nichts anderes als die Frage 
nach einer politischen Linie. Diese lE 

Fragen stellen sich aber immer nur u 
e i n z e l n e n Leuten in den Arbeits- S· 

gruppen. Deshalb gehen die Arbeits- t : 
gruppen zugrunde, wenn versucht 
wird, eine politische Linie zusammen n 
mit der ganzen Gruppe zu entwickeln. e 
Auch in den Arbeitsgruppensitzungen g• 
kann d i e politische Linie nicht ent- n· 
wickelt werden, weil die darin ver- r 
tretenen verschiedenen Tendenzen 1 

nicht in e i n e r politischen Linie ver- v 
einigt werden kõnnen. Zudem ware es ·e 
falsch, die Arbeitsgruppen auf e i n e . I 
politische Linie verpflichten zu wollen, o: 
d. h. ihre Autonomie zu beschneiden. .e 
Zudem stellt sich noch die Frage, ob 
es überhaupt mõglich ist, eine politi- li 
s eh e Linie für e i n e n S e k t o r (Z. B. L 
Lehrlinge) zu entwickeln. Es bleibt b· 
also zum Schluss die Frage: Wo wird ri 
die politische Linie entwickelt ? 
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2.2 Die Barackengruppe 

A. ENTSTEHUNG 

Am l. Mai 1969 verbreitete das 
forum politicum zusammen mit der 
KPI ein Flugblatt in deutscher und 
italienischer Sprache. Einige italie­
nisch sprechende Genossen verteil­
ten es in den Baracken der italieni­
schen und spanischen Bauarbeiter. 
Dieser erste Besuch in den Baracken 
war der konkrete Anlass zur Bil­
dung des 11Comitato per l'emigrazio­
ne11 (CEM). Das CEM setzte sich 
zusammen aus Mitgliedern der RSB, 
einigen Tessinern (MGP, PSA) und 
einigen KPI-Genossen. 

Die Gruppe einigte sich rasch auf 
eine gemeinsame Praxis: Eine um­
fassende Untersuchung der Lebens­
bedingungen der Saisonniers mit 
dem Ziel, diese skandalôsen Ver­
hãltnisse an die Oeffentlich.keit zu 
bringen und die Misstande auf lega­
lem Weg (z. B. durch Anzeige bei 
der Sanitãtspolizei) zu beheben. 
Dieser Weg wurde jedoch schon im 
Juni 1969 fallengelassen. Es wurde 
eine Plattform ausgearbeitet, in 
der man zu klãren versuchte; wie 
von einer externen Gruppe her die 
Arbeiter organisiert und für anti ­
kapitalistische Forderungen mobi­
lisiert werden kônnten. Daran 
schloss sich der Versuch an, eine 
politische Linie für den Eingrüf 
bei den Fremdarbeitern auszuar­
beiten. In der Plattform sind sowohl 
Elemente einer grundsãtzlichen 
Diskussion als auch praktische Vor­
schlãge für die bevorstehende Ar­
beit enthalten. Ueber die politische 
Linie wurde trotz endloser Diskus­
s ionen nie ein greifbarer Konsens 
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erreicht. Nur die praktischen Vor­
s chlage trieben die Arbeit voran. 
Als Agitationsmittel diente das 
11bollettino11 . 

Wahrend sich nun die Praxis mit dem 
11 bollettino11 entwickelte, versuchten 
einige Genossen, die politischen 
Diskussionen trotzdem weiterzufüh­
ren, indem sie in die RSB eintra-
ten (Herbst 1969). 

In einem Sitzungsprotokoll des CEM 
wird dieses Ereignis wie folgt kom­
mentiert: 11Wir haben gesehen, dasa 
es nicht so gut vorwãrts geht. Die 
RSB hat zwei Leuten von uns vorge­
schlagen, in die RSB einzutreten • • • 
wir hatten somit die Môglichkeit, die 
Arbeit entschiedener voranzutreiben 
und mit klareren Perspektiven •.• 
Im CEM wird es also folgende Lage 
geben: es wird zwei Gruppen mit einer 
gewissen Einheitlichkeit geben, die 
KPI und die RSB, aber keine der bei­
den wird seine Linie im CEM ver­
folgen ..• Im CEM sind wir uns alle in 
einigen Punkten einig. 11 

Der Versuch, die politische Diskus­
sion innerhalb der RSB weiterzufüh­
ren, scheiterte an der Natur der RSB• 
die RSB war eine ebenso heterogene 
Gruppe wie das 11 Comitato11 . In der 
Diskussion über Schwarzenbach und 
die Rolle der Emigration im Klassen­
kampf, die damals im Zentrum der 
Diskussion über politische Linie 
standen, verzichtete die RSB auf eine 
klare Stellungsnahme, um die Einheit 
der Gruppe nicht zu gefãhrden. Es 
war also in dem Moment keine politi­

sche Gruppe vorhanden, sodass je-
de Gruppe sich zu einem Zwitter aus 
Basisgruppe und politischer Gruppe 
entwickeln konnte. Auch in der Ba-



rackengruppe entwickelte sich lang­
sam der Widerspruch, Basisgruppe 
und politische Gruppe zugleich zu 
sein, der schliesslich zum Zerfall 
der Qruppe führte . In der nãchsten 
Phase lãhmte er jedoch die Arbeit 
der Gruppe noch nicht. 

B. PHASE DER MASSEN-

AGITATION 

Im Herbst 1969 wurde durch das 
11bollettino11 eine Schwarzarbeit­
affãre aufgedeckt, in der Unter­
nehmer und Gewerkschaft gemeinsam 
ein Dutzend Arbeiter anzeigten und 
zu schweren Geldstrafen verurteilten, 
nur weil sie an Samstagen ein we­
nig Schwarzarbeit geleistet hatten, 
um ihren Lohn aufzu runden. Die 
Arbeiter und die Gewerkschaftsspit­
ze reagierten heftig auf diese Ver­
õffentlichung. Die Arbeiter traten 
massenhaft aus dem SBHV aus; die 
Gewerkschaftsspitze stattete der 
Barackengruppe einen Besuch ab, 
wobei es zu heftigen Auseinander­
setzungen kam. 

Im Frühjahr 1970 wurde die Ver­
õffentlichung des 11bollettino11 plõtz­
lich eingestellt. Dazu ist zu bemerken, 
dass die Spannungen in der Diskussion 
über Schwarzenbach gerade in die­
sem Moment ihren Hohepunkt erreich­
ten. Aus der Krisenstimmung, die in 
dieser politischen Diskussion ent­
stand, ging eine neue 1 fieberhafte 
Agitationsphase hervor, die mit dem 
Eintritt des ganzen CEM in die 
RSB ihren Hohepunkt err eichte. 

In einer raschen Folge massiver 
Aktionen - Murer, l. Mai, Streik 
bei der Savoy 1 Entlassungen in 
Stansstad - wurden di e RSB, di e 
Basisgruppe Univer sitãt und eine 
betrãchtliche Anzahl neuer Sympa­
thisanten mitgerissen. In den Aktio­
nen verschwanden die Unterschiede 

zwischen den Militanten der RSB, 
des CEM und der Basisgruppe Uni­
versitãt . 

Der Streik bei der Murer AG (Bau­
geschãft) in Genf - seit Jahren der 
erste autonome Streik in de r Schweiz 
- ist der Ausgangspunkt für eine 

Agitation gegen die hohen Miet -
zinse in den berner Baracken. In 
Kehrsatz sind die optimalen Bedin­
gungen für einen Kampf vorhanden. 
Es gelingt 1 die Gewerkschaft durch 
die Androhung eines kollektiven 
Austritts unter Druck zu setzen und 
zu einem harten Verhandeln mit 
den Unternehmern zu zwingen. 
Schliesslich werden die Mietpreise 
massiv gesenkt. 

Dieser Sieg war der Anlass für den 
Versuch, die Bewegung auf andere 
Baracken auszuweiten 1 jedoch ohne 
besonderen Erfolg. Interessant ist 
noch der Versuch, Schweizer Arbei­
ter in diese Bewegung einzubeziehen, 
im Falle eines Abbruchobjektes im 
Spitalacker; doch wurde der Versuch 
eines Mieterkampfes bald wieder 
fallengelassen. Die Barackengruppe 
wollte die Situation des Bauarbei­
ters in grosserP:. Zusammenhãngen 
erfassen. Im Sommer 1970 wurde 
ein Forderungskatalog ausgearbei­
tet, in dem man versuchte 1 allge­
meine Kampfziele für das Bauge­
werbe aufzustellen: 

l . Herabsetzung des Monatszinses 
auf hõchstens 40. - Fr. pro Per­
son. 

2. Abschaffung des Sozialfonds . 
3. lOOo/o Zuschlag für jede Art Ue­

berstunden. 
4. Abschaffung der Steuer über Ue­

berstunden, Transportentschã­
digungen und Familienzulagen. 
Wenn wir heute Ueberstunden 
machen, dann arbeiten wir nur 
für den Patron und für die Steuern. 
Die Erhohung des Bruttolohnes 
infolge der Zuschlãge erhõht die 
Steuern dermassen1 dass uns die 
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heutigen Zuschlãge ganz oder zum 
grossten Teil verlorengehen. 

5. Zunahme des minimalen Stunden­
lohnes von l. - Fr. für die Katego­
rien A und B und Abschaffung der 
Kategorie e, im Sinne, dass alle 
Arbeiter der Kategorie e in die 
Kategorie B aufsteigen. 

6. Uebersetzung aller Dokumente, 
die uns betreffen, auf italienisch 
und spanisch (Lohntüte usw.) und 
Verteilung des Gesamtarbeitsver­
trages in italienischer und spani­
scher Fassung. 

Darin sind die wesentlichen Forde­
rungen der Arbeiter enthalten, auf 
welche die Gruppe bei ihrer Arbeit 
in den Barac,ken gestossen war. 
Dieser Forderungskatalog kam 
jedoch zu spãt, um im Herbst noch 
verwertet werden zu konnen. 

Im November fand eine grosse 
Kundgebung für die Abschaffung des 
Saisonnier- Statuts statt. Der Ver­
such der Barackengruppe, der Kundr 
gebung eine klassenkãmpferische 
Note zu geben mit Hilfe ihrer Kon­
takte in den berner Baracken, miss­
lang. 

Die Serie der Misserfolge der Barak­
kengruppe (Forderungskatalog, Kund­
gebung) fallen zusammen mit dem 
Zerfall der RSB, zu der die Barak­
kengruppe seit dem Frühling gehor-
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te. Die RSB war nicht imstande, auf 
jene politischen Fragen, die auch 
die Barackengruppe beschãftigten, 
eine Antwort zu geben: 

Verhãltnis zu de n Gewerks chaften 
Zusammenarbeit mit der KPI 
(Revisionismus) 

- Kampfziele 
Imperialismus (Zusammenhang 
zwis eh en d em Kampf in !tali en 
und Spanien und dem Kampf in der 
Schweiz) 

u. a. 

e. AUFLOSUNG 

Da die RSB keine Antwort auf solche 
Fragen geben konnte, die für den 
nãchsten Schritt in der Praxis ent­
scheidend waren, beschloss die Ba­
rackengruppe, ihre bisherige Tãtig­
keit zu unterbrechen und erst wie­
der aufzunehmen, nachdem sie eine 
Analyse gemacht hãtte und grund­
satzliche Probleme gelost hlltte. 
Daraus entstand der Rapport der 
Barackengruppe. Nur ein kleiner 
Teil der Gruppenmitglieder war an 
dieser Arbeit beteiligt. Einige gin­
gen in die Fabrikgruppen, wo sie 
noch praktische Arbeit leisten konn­
ten, andere zogen sich von der Po­
litik zurück. So war denn die Barak­
kengruppe nach vollendetem Rapport 
zahlenmassig nicht mehr in der La­
ge, die Praxis wieder aufzunehmen 
und leste sich auf. 



2.3 Die Fabrikgruppen 

2.3.1 Meinen 

Im Sommer 1970 versuchten einige 
Studenten, in verschiedenen Fabriken 
Kontakte mit Arbeitern anzuknüpfen. 
Als erstes Resultat dieser Kontakte 
entstand dann die Meinengruppe: im 
Betrieb bildete sich um einen kontak­
tierten Genossen ein Betriebskomitee, 
das bald darauf einen Forderungska­
talog aufstellte. 

Bei einer Fulgblattverteilung karo es 
erstmals in der Arbeit der Fabrik­
gruppe zu einer Repression: Flug­
blattverteiler werden von Metzgern, 
die sich spater als Abteilungschefs 
entpuppen, angegriffen. Einer wird 
überwaltigt und in der Fabrik wahrend 
3/4 Stunden festgehalten. 

Die Gruppe war nicht fahig, auf diese s 
Ereignis eine politische Antwort zu 
geben, und die Berner Bosse trium­
phierten in ihren Werkzeitungen. Der 
im Betr ieb beschaftigte Militant gab 
seine Stelle bei der Meinen auf. Die 
Gruppe im Betrieb war offensichtlich 
noch zu schwach, um auf eigenen Füs­
sen zu stehen. Der Versuch, das Feh­
len von Kadern im Betrieb durch die 
Meinengruppe von aussen zu ersetzen, 
war gescheitert. 

''In Verbindung mit der Arbeit bei der 
Meinen wurde nach den Ferien (in der 
Fabrikgruppe) ein Bedürfnis nach po­
litischer Klarung wach. Das Problem 
des Friedensbruchs wurde dieskutiert 
anhand von Dokumenten aus der Murer 
und der Savoy. In Verbindung mit dem 
Streikpr oblem wurde das Problem der 
Gewerkschaften angeschnitten. Beide 
Themenkreise wurden auf andere Wei­
se (dokumentierter und gründlicher ) 
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weitergeführt, und zwar ausserhalb 
der Fabr ikgruppe (teilweise in Ver­
bindung mit dem Schulungskurs) . 

Obwohl diese politische Klarung noch 
nicht ganzlich staúgefunden hatte, 
war es wichtig, die praktische Arbeit 
fortzuführ en. ( Die Fabrikgruppe be­
steht nicht aus Leuten mit einer glei­
chen politischen Linie; eine solche 
innerhalb der Gruppe festzulegen, war e 
vorlaufig ill úsor isch. ) Es wer den die 
gleichen Gruppen wie vor den Ferien 
belassen und ihnen eine grosser e Auto­
nomie zugeschrieben. Das Plenum der 
Fabrikgruppe dient dem Erfahrungs­
austausch. 

Die Betriebsarbeit scheint selbstver­
stãndlich geworden zu sein. Unklar­
heiten best ehen, wie schon er wahnt, 
über das Probl em der Gewerkschaft, 
des A rbeitsfr iedensbruchs und de r Or­
ganisation der Arbeiterklasse. " (RSB, 
internes Bulletin Nr. 3, Rapport der 
Fabrikgruppe) 

Nach dem Rückschlag in der Agitation 
wollte die Gruppe ihre Basisarbeit 
v o r ü b e r g e h e n d aufgeben, und in 
einem B ericht über die Meinen die 
wichtigsten politischen Fragen in einer 
internen Diskussion beantworten. Sie 
konnte sich aber nie mehr zu einer 
Basisar beit im Betrieb aufraffen. Der 
Wider spruch, a l s Basisgruppe die Ar­
beit einer politischen Gruppe leisten 
zu wollen, versetzte ihr Anfang 1.971 
den Todesstoss . 

re 
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2.3.2 Hasler 

I. 
Innerhalb der Fabrikgruppe wurde 
eine Gruppe gebildet, die Daten über 
die bernische Metallindustrie sam­
melte. lhre Arbeit konzentrierte 
sich anfanglich auf die bedeutendsten 
Betriebe und spater, ab Juli 1970 
auf die Hasler AG, die grõsste Un­
ternehmung der Metallbranche in 
Bern. Im November 1970 wurde be­
schlossen, nicht lãnger bloss Infor­
mationen zu sammeln, sondern mit 
dem Eingriff im Betrieb zu beginnen. 

Als die Haslergruppe - als Basis­
gruppe der RSB - entstand, hatte die 
RSB den Basisgruppen lãngst nichts 
mehr zu sagen. Die Haslergruppe 
trug deshalb von Anfang an den Keim 
des Widerspruchs zwischen politi­
scher Gruppe und Basisgruppe in 
sich. Der Widerspruch wirkte sich 
aber erst na eh einigen Monaten aus, 
dann namlich, als die Fortsetzung 
der Tãtigkeit eine grundsãtzlichere 
politische Perspektive erforderte. 

I I. 
F ür eine erste Phase des Eingriffs im 
Betrieb hatte sich die Gruppe folgende 
Ziele gesetzt: eine intensive Kontakt­
nahme, um eine minimale Basis im 
Betrieb zu erreichen, Informationen 
zu sammeln und die Agitationsmõglich­
keiten im Betrieb in Erfahrung zu 
bringen. Als Mittel dazu diente eine 
Serie kurzer, regelmassig erscheinen­
der Flugblatter, die vor den Fabrik­
toren verteilt wurden. Sie sollten unter 
den Arbeitern Diskussionen provozie­
ren, die als Test für die Wirkung ·be­
stimmter Agitationsthemen aufgefasst 
wurden. A u eh die Reaktion de r Direk­
tion, der Gewerkschaften und der Ar­
beiterkommission wollte man beob­
achten und auswerten. In den Flug­
blãttern wurde anhand von Themen, 
die direkt auf den Betrieb Bezug neh­
men und mõglichst viele Hasler- Ar-
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beiter interessieren, gezeigt , dass 
die etablierten A rbeitervertreter 
(Gewerkschaften und Arbeiterkommis­
sion) nichts' anderes als ein Kontroll­
organ der Unternehmer sind, und dass 
deshalb heute nu r e ine autonome, 
kãmpferische Basisorganisation die 
Arbeiter instand setze, ihre Interes­
sen wahrzunehmen. Das wichtigste 
Ziel der Flugblattaktion wurde er­
reicht: einige A rbeiter konnten für 
die Teilnah m e an de r A rbeit de r 
Basisgruppe gewonnen werden. 

Erst jetzt trat die Notwendigkeit 
einer grundsãtzlicheren politischen 
Perspektive in den Vordergrund. Es 
stellten sich etwa die folgenden Fra­
gen: Wie soll das Verhãltnis zwischen 
der betriebsexternen Gruppe und den 
kontaktierten A rbeitern (A rbeiter­
gruppe) sein, und wie das Verhaltnis 
zwischen diesen und der Masse der 
Arbeiter im Betrieb? (Da sich die Tã­
tigkeit der Gruppe immer mehr auf 
Redaktionsarbeiten beschrãnkte, an 
denen au eh die A rbeiter teilnahmen, 
wurde beschlossen, die Arbeitcr soll­
ten sich separat versammeln . ) Ist 
die Bildung einer organisierten Ka­
dergruppe irn Betrieb eine notwendige 
Voraussetzung für weitere Eingriffe 
im Betrieb? usw. 

Wahrend der Genfer Metallurgie­
streiks kamen neue Erfahrungen hin­
zu, die verschiedene dieser F ragen 
in ein neues Licht stellten: sie zeig­
ten u. a. , das s in Bern für di e poli­
tische Diskussion neue Organisations­
formen geschaffen werden müssten. 
Das Aktionskomitee, das in Bern die 
Inforrnation und die Geldsammlung 
organisierte, musste auf politische 
Diskussionen, die wãhrend dieser Ak­
tionen notwendig gewesen wãren, ver­
zichten, da es sonst gesprengt und in 
seiner T ãtigkeit gelãhmt worden wãre. 
Keine der bestehenden Gruppen konn­
te die notwendigen politischen Diskus­
sionen führen . Einige erkannten in 



dieser Situation die Notwendigkeit 
politischer Gruppen. 

III. 
Als die betriebsexterne Gruppe durch 
die Arbeitergruppe mit einer Reihe 
weiterer Probleme konfrontiert wurde , 
erkannte sie, die sich vorher als poli­
tische Gruppe verstanden hatte, immer 
mehr, das s sie in Wirklicbkeit ke ine 
geméinsame politische Linie hatte. 
Sie unternahm deshalb verschiede-
ne Versuche, eine Diskussion über 
grundsatzliche politische Fragen 
in Gang zu bringen. Zuerst im (er­
aten und letzten) Basisgruppenple-
num der RSB irn Marz 1971: Sie 
machte dem Plenum den Vorschlag, 
eipige Leute mit der Vorbereitung 
von Analysen und politischen Diskus­
sionen zu beauftragen. Der Vor-
schlag wurde nicht angenommen, und 
die Haslergruppe musste mit diesen 
Problemen selbst irgendwie fertig­
werden, was zur Folge hatte, dass 
sich in ihr der Widerspruch politi­
sche Gruppe J Basisgruppe sehr 
rasch verscharfte: sie trieb nun nicht 
nur die Basisarbeit im Betrieb voran, 
sondern versuchte auch, sich durch 
politische Diskussionen eine langer­
fristige politische Perspektive zu 
erarbeiten. 

Die Anregungen für die Tãtigkeit im 
Betrieb kamen von der Arbeitergrup­
pe: im Marz 71 beschloss sie, für die 
bevorstehende Wahl der Arbeiterkom­
mission die Parole "leere Wahlzettel11 

zu verbreiten, die einen unerwarteten 
Erfolg hatte. Spater versuchte sie bei 
einer Tempoerhõhung, dem Druck der 
Direktion Widerstand zu leisten. 

Die politische Diskussion wurde wah­
rend des Sommers rnit einern Schu­
lungskurs organisiert. Unter einem 
Schulungskurs verstand man die Dis­
kussion der dringlichsten politischen 
Fragen der Gruppe, mit dem Ziel, 
sich eine gemeinsame politische Li­
nie zu erarbeiten. Als erstes Thema 

wurde die Gewerkschaftsfrage ge­
wahlt. Die Diskussionen hatten aber 
keinen Einfiuss auf die Tãtigkeit der 
Gruppe und wurden bald nicht mehr 
fortgesetzt. Die politischen Diskus­
sionen trieben die Basisarbeit nicht 
voran: die unvermeidliche Uneinig­
keit in grundsatzlichen Fragen hatten 
auch eine vermehrte Uneinigkeit in 
konkreten praktischen Fragen zur 
Folge. Si e lãhmten also eher di e 
Basisarbeit. 

Die Perspektivelosigkeit, das Schei­
tern des Schulungskurses, Uneinig­
keit in der Basisarbeit und die Schwie­
rigkeit , das Spannungsverhãltnis zwi­
schen politischer Arbeit und anderen 
Tãtigkeiten zu lõsen, bewirkten im 
Herbst 71 eine starke Verminderung 
der Zahl der Gruppenmitglieder. 

IV. 
Seit dem Herbst ist die Haslergruppe 
- nun praktisch auf die ehemalige 
Arbeitergruppe reduziert - mit dem 
Problem der Pensionskassen beschãf­
tigt. Auf dieses Problem wurde die 
Gruppe zuerst durch eine Unterschrif­
tensammlung aufmerksarn, die in de r 
Hasler von einigen A rbeitern für di e 
Forderung 11 Wir wollen unser Geld 
zurück" gestartet wurde. Dazu kam 
dann die breite Mobilisierung von Ar­
beitern in der gleichen Sache, vor al­
lem in Zürich und irn Tessin. 

Für die Haslergruppe bestehen im Mo­
rnent die folgenden Problerne, die eine 
grundsatzliche politische Diskussion 
erfordern: 

- Das Problem der Karnpfziele im 
Metallsektor (v. a. gegen den Lei­
stungslohn) 

Das Problern der Altersvorsorge 
(v. a. vertretbare Forderungen und 
St ellungnahme zur Initiative der PdA) 

- Das Problem des Verhaltnisses zur 
Gewerkschaft (v. a. in Bezug auf die 
Erneuerung der Arbeitsvertrage in 
der Metallindustrie) 
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2.3.4 Hallwag 

Die Basisgruppe grafisches Gewerbe, 
die im Frühling '69 im Rahmen der 
Fabrikgruppe gebildet wurde, begann 
mit der Sammlung von Informationen 
über Beschãftigtenzahl, Arbeitszei­
ten, Bilanzen us.w. Von der Arbeit 
in dieser Branche versprach man 
sich u. a . Erfahrungen zu folgendem 
Problem: Ist politische Agitation un­
ter r .elativ hochqualifizierten Arbei­
tern in der Schweiz heute moglich 
und s innvoll? 

Um die Krãfte nicht zu zersplittern, 
beschloss man, sich zunãchst auf 
di e Hall wag zu konzentrieren. Di e 
Hallwag ist einer der grossten gra­
fischen Betriebe in Bern, und es be­
standen schon ein paar mehr oder 
weniger zufallige Kontakte. 

lm Herbst '70 beschloss man, einen 
Bericht über die Hallwag zu machen. 
Den Anstoss dazu gab der Radioelek­
triker Report der Hydra Basel. Die­
ses gemeinsame Projekt sollte die 
Gruppe zusammenhalten. Im Gespr­
ãch mit Arbeitern wollte die Gruppe 
sich nicht mit einem Programm vor­
stellen, dem man sich anschliessen 
kann, sondern mit einer Arbeit, bei 
der man mitmachen kann. Es gelang, 
verschiedene A rbeiter und Lehrlinge 
der Hallwag am Bericht zu beteili­
gen. Weitere Informationen fanden 
wir durch eine Betriebsbesichtigung, 
auf dem Handelsregister, aus Gesch­
ãftsberichten us w. E in paar Genossen 
gingen e ine Zeit in de r HaU wag arbei­
ten, wo sie Betrieb und Leute kennen 
lernten. 

Der Widerspruch Politische Gruppe -
Basisgruppe zeigte sich schon sehr 
bald im Verhaltnis der ausserhalb 
der Hallwag stehenden Genossen zu 
den Kontakten im Betrieb. Es wur­
de jedoch weitergearbeitet, ohne 
dass das Problem auch nur ernstahft 
diskutiert wurde. 
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Im Laufe der Arbeit leste sich die 
Gruppe von der RSB, da diese ihren 
Mitgliedern keine Linie gab, mit der 
sie die Arbeit in den Fabrikgruppen 
hãtten vorantreiben konnen. Aber 
auch der Kontakt zu den anderen 
Betriebsgruppen brockelte ab, weil 
es keine gemeinsame Praxis gab. 
Und ein systematischer Informa­
tionsaustausch kam nicht zustande: 
denn er hãtte nicht auf der Ebene 
von politischen Linien unt~r den be­
wusstesten Genossen stattgefunden, 
sondern stattdessen für die Gruppe 
eine Belastung durch wenig ergiebi­
ge Mehrarbeit bedeutet. 

Sommer 1971 erklãrte die Hallwag­
direktion den Arbeitern in einem 
Anschlag, es gebe in Bern "rote 
Zellen" in Betrieben und an den Ge­
werbeschulen, und diese würden dem­
nãchst auch vor der Hallwag Flug­
bl;tter verteilen. Als Antwort wurde 
von der Basisgruppe im Betrieb ein 
Flugblatt verteilt, das den Bericht 
vorstellte. Dieser wurde wãhrend 
eines Monats in drei Teilen verteilt. 
Die Direktion filmte und photografier­
te die Flugblattverteiler, führte einen 
davon mit Gewalt in ein Büro, rief 
die Polizei und verteilte im Betrieb 
zwei lãngere Antworten auf den Be­
richt . Fotos der Verteiler wurden 
im Betrieb aufgehãngt mit der Auf­
forderung, wer etwas über sie wis­
se, solle sich melden . 

Im Herbst kam es zu einem Prozess 
gegen drei Flugblattverteiler, weil 
die Angaben über den Autor ete. an­
geblich ungenügend waren. Durch den 
Prozess stiessen weitere Genossen 
zur Gruppe. 

Anschliessend konzentrierte man 
sich auf die laufenden GAV-Verhand­
lungen. Das geschah in Kontakt mit 
der RA Z, dem Kritischen Forum 
Winterthur und dem Genfer CLP. 
Diese Organisationen, die auch im 



grafischen Géwerbe tãtig sind, kon­
frontierten-die Basisgruppe erneut 
roit dero Prob1ero der politischen 
Gruppe. Man einigte sich roit ihnen 
darauf, die zentralen Forderungen 
der Vertragsverhandlungen zu un­
terstützen . Diese Forderungen 
(u. a. 40Std. Woche) waren voro lin­
ken F1üge1 der Typografengewerk­
schaft aufgestellt worden, der vor 
allero in der Sektion Zürich vertre­
ten war. 

In der Fo1ge wurden zll verschiede­
nen Theroen F1ugb1ãtter verteilt, 
die auf jene Forderungen bezug nah­
roen. So über die Gewerkschaftliche 
Pensionskasse, aber auch über ei­
nen wilden Streik in Zürich: A rbei­
ter von Orell F'Ussli streikten für 
de n 13. Monats1ohn, die Gewerk­
schaft unterst'Utzte sie nur 1ahro Iro 
Früh1ing 1972 wurde bei Orell F'Ussli 
ein Typograf entlassen, die "pro­
gressive" Gewerkschaft karo nicht 
'Uber Verbalradikalisrous hinaus. 
Ebenfal1s zu einero Arbeitskampf 
karo es beiro Journa1 de Gen~ve. 

Das Ergebnis der Vertragsverhand-
1ungen war enttãuschend. In einero 
F1ugb1att, das vor den grossten gra­
fischen Betrieben Ber ns verteilt 
wurde, wurde das Versagen der Ge­
werkschaft ana1ysiert und die Not­
we.ndigkeit autonoroer Organisation 
begründet . 

Im Kontakt mit den erwãhnten aus­
wãrtigen Gruppen übernahro die 
Gruppe die Idee einer linken Frak­
tion in der .Gewerkschaft. Die Frak­
tion sollte roit Betriebsarbeit ver­
bunden sein und die Gewerkschaft 
a1s Agitationsforum benützen. Die 
Arbeit an einer so1chen Fraktion 
wurde iro Frühling 1972 begonnen. 
Dabei bot sich die Verbindung zu 
den linken Lehrlingen an, die in 
Bern in den Jugendorganisationen 
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der Typografen und Lythografen 
tãtig sind. Zunãchst sollen in ei­
nero Schu1ungskurs die Vorstellun­
gen über die Gewerkschaft geklãrt 
werden. 

Das Prob1ero der politischen Linie 
stellt sich in der Gewerkschaftsfra­
ge aro deutlichsten. Es wird aber 
auch daruro aktuell, weil sich die 
A rbeit iro grafischen Gewerbe in 
roehreren Bereichen (verschiedene 
Betriebe, Gewerkschaft, deren Ju­
gendorganisationen) weiterentwickeln 
wird: ohne politische Gruppen droht 
die Gefahr, dass die verschiedenen 
Untergruppen den Zusaroroenhang 
verlieren. Bisher wurden grund­
sãtzliche Fragen nicht ausdiskutiert, 
roan hie1t sich an ein pragroatisches 
Vorgehen von Fall zu lF 
Vorgehen von Fall zu Fall. Diese 
Art, dero Prob1ero der politischen 
Linie und der politischen Gruppe 
auszuweichen, dürfte beiro gegenwãr­
tigen Stand der Arbeit fOr die Gruppe 
heroroend werden. 



2.3.3 Gfaller 

Aus der im Frühling 1970 gebildeten 
Gruppe "Metall- und Maschinenindu­
strie" entstanden im Herbst des glei­
chen Jahres die Haslergruppe und die 
Gfellergruppe. 

Wahrend sich in der Fabrik um die 
Aktíon "Lehrling = Lehrling" allmah­
lich e ine Lehrlingsgruppe bildete, 
versuchte die Gfellergruppe II Kontak­
te zu Arbeitern anzuknüpfen. Zuerst 
verteilte sie ein Flugblatt, in dem sie 
sich vorstellte, dann einen ausführli­
chen Fragebogen, um die Probleme 
im Betrieb genauer kennzulernen. 
(Sommer 1971) Diese Aktionen hatten 
aber nur wenig E rfolg. Wahrend die­
ser schwierigen Anfangszeit, in der 
kaum ein Fortschritt sichtbar war, 
resignierte ein grosser Teil der Grup­
penrnitglieder. 

Fortschritte waren nur in der Aktion 
"Lehrling = Lehrling" zu verzeichnen. 
(Die Werkstattlehrlinge forderten den 
Monatslohn, den die Zeichnerlehrlin­
ge schon hatten. ) Nachdem die Dir ek­
tion die Forderung zuerst aus forma­
len Gründen zurückgewiesen hatte, 
fand sie sich schliesslich doch bereit, 
sie zu erfüllen. Inzwischen hatte sie 
noch rasch eine Lehrlingsvertretung 
ins Leben gerufen und den Lehrlingen 
klargemacht, dass nur auf diesem "le­
galen" Weg etwas zu erreichen sei. 
Die geschickte Isolierungstaktik der 
Direktion brachte es zustande, der 
Lehrlingsbewegung, die anfangs Herbst 
noch sehr stark und geschlossen war, 
das Rückgrat zu brechen. Wãhrend 

· "b " F d s1e gegenüber raven or erungen 
den Grosszügigen spielte, reagierte 
sie auf die geringste harte Formulie­
rung unnachgiebig. 

23 

einer Unterschrütensammlung die 
Unterstützung der Arbeiter sichern 
und der Klassenspaltung entgegen­
wirken.) Auf l. Januar 72 wurde der 
Monatslohn für die Werkstattlehrlinge 
eingeführt. 

Ende Februar wurde einer der aktiv­
sten Gfeller-Lehrlinge aus politischen 
Gründen fristlos entlassen. Die Lehr­
lingsvertretung stand, von der Direk­
tion gebührend eingeschüchtert, macht­
los da. Ausserhalb des Betriebes ge­
lang es trotzdem, verschiedene Ba­
sisgruppen in einem Aktionskomitee 
für die Widereinstellung des entlasse­
nen Lehrlings zusammenzufassen. Zum 
ersten Mal seit zwei Jahren ging die 
Berner Linke wieder einmal gemein­
sam vor. Der Erfolg blieb nicht aus: 
der Lehrling erhielt eine neue Lehr­
stelle. Das Aktionskomitee lõste sich 
auf, nachdem es dieses Ziel erreicht 
hatte. 

Obwohl in der ersten Phase Kampf, 
Organisation und Klassenbewusst­
sein ausserordentlich gut zusammen­
spielen, gerãt die Lehrlingsbewegung 
in Schwierigkeiten, sobald die Gfell­
er AG Gegenrnassnahmen ergreift. 
Der Versuch, in der Gruppe eine 
Diskussion darüber zu führen 
scheitert. 

Es ist heute schwer mõglich, die 
Arbeit dieser Basisgruppe weiter­
zuführen, ohne dass gewisse politi­
s che Probleme gelõst werden. Das 
scheint aber in der Gruppe unmõ­
glich zu sein. 



2A Bemerkung zu antiimperia­
li·stischen Gruppen 

Eine ganze Reihe bestehender Basis­
gruppen wird in diesem Papier nicht 
untersucht . Dazu gehõren die Grup-
penl die sich mit dem Imperialismus­
problem befassen. Kader der RSB 
waren in der schweizerischen Vietnam­
hilfe aktiv l ebenso im Palastina­
Komitee und in der Vereinigung Schweiz­
Kuba. Ihre Arbeit war jedoch losgelõst 
von der RSB und ging auch nach dem 
Ende der RSB praktisch undverandert 
weiter: in der RSB wurde zum Imperia­
lismusproblem keine politische Linie 
entwickelt. Deshalb gab es auch keine 
Vermittlung mit d er übrigen Praxis 1 

obwohl z. B. der Zusammenhang Impe­
rialismus-Emigration bei der Baracken­
gruppe gegeben war. Diese Isolierung 
der antiimperialistischen Arbeit ging 
- zusammen mit einer aktionsfeind.li­
chen Einstellung- soweit1 dass die RSB 
bei Massenaktionen praktisch keine Rolle 
spielte: das gilt für die Demonstrationen 
wegen Griechenland1 Kambodscha 1 West­
moreland und Burgos. 

Diese Bemerkungen treffen bis zu einem 
gewissen Grad auch für die Gruppe 
Dritte Welt zu. Die Situation anderte 
sich 1972 mit der ·. Entstehung der Gruppe 
Octopus l die im Frühl ing im Jugendzen­
trum eine Massenversammlung über 
Vietnam durchführte und sehr bald in den 
verschiedensten Bereichen tatig wurde. 
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2.5 Universitat 

A. Basisgruppe Universitãt des f. p. 
BGU 

l. Gründungs- und Aufbauphase 

Anfangs Wintersemester 1969 erfo1gte 
die Neuorganisation der linken Studen­
ten in der BGU ohne weitreiehende Vor­
st~llungen organisatoriseher Art. Die 
Gründungsphase war bestimmt dureh 
den Versueh ein Programm zu erar­
beiten ( elf Thesen zur Studentenpolitik, 
Bemerkungen zu einem Programm der 
Basisgruppe Universitãt) . Wãhrend in. 
den e1f Thesen noeh weitgehend anti­
autoritãre Strategievorstellungen vor­
herrsehten, ( .... "unsere Bemühungen 
sind darauf auszuriehten, die Univer­
sitat im Sinne von Demokratie zu ver­
ãndern. 11 

• • • • These 8) ge1ang es den 
Genossen, die sieh in Ansatzen eine 
politisehe Oekonomie des A usbildungs­
sektors erarbeitet hatten nieht, davon 
ausgehend in der BGU die Diskussion 
über eine sozialistisehe Linie in Gang 
zu setzen. 

Da'S Feh1en einer politisehen Linie 
wirkte sieh sehon ba1d in der Politik 
d er BG U gegenüber de m Studentenrat 
( offizielles Studentenpar1ament) aus . 
Naehdem bereits bei der Gründung der 
BGU einige Genossen im Studentenrat 
sassen (das f . p. hatte sieh 68 und 69 
an den Wahlen beteiligt), besehloss 
man, naeh einem miss1ungenen Ver­
sueh den Vorstand der Studentensehaft 
abzusetzen, sieh nieht mehr am Stu­
dentenrat zu beteiligen. Man hatte zwar 
in den elf Gründungsthesen einige Pro­
bleme dieser Institution aufgegriffen, 
war aber nieht in der Lage, strate­
gisehe Vorstellungen für eine minori­
tare Beteiligung der BGU zu entwieke1n. 
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Damit verbunden war d er Entsehluss, 
den politisehen Eingriff in der Uni auf 
den Arbeitsp1atz des Studenten (Insti­
tute, Lehrveranstaltungen ete.) zu 
ver1agern, was dureh die Gründung 
von Basisgruppen in den verschiedenen 
Faehbereiehen und dureh die Beteili­
gung an den offiziellen Gremien auf 
Fakultãts- und Faehsehaftsebene hat-
te realisiert werden müssen. Man 
stellte aber ba1d fest, dass einer-
seits zu wenig Kader vorhanden wa-
ren und dass andererseits die vor­
handenen Kader zwar einige Erfahrung 
in agitatoriseher und propagandistiseher 
Arbeit auf gesamtuniversitãrer Ebene 
besassen, für die konkrete Basisarbeit 
aber sehleeht vorbereitet waren. (Gros­
se Bewusstseinsdifferenz zw. Kadern 
und Masse, Jargon, Aussteigen von 
Genossen aus dem Lehrbetrieb ete.) 
Man begann desha1b einen Sehulungs­
kurs, der im wesentliehen das Ziel 
hatte, "die Basis der Basisgruppe 
se1bst zu stãrken, so dass eine kon­
tinuierliehe Arbeit gewãhr1eistet ist, 
und darüber hinaus den Begriff stu­
dentiseher Politik konkret zu füllen 
dureh Sehaffung von Arbeitskrei sen. 11 

(forum info Febr. 1970). Dieser Sehu-
1ungskurs hãtte a1so g1eiehzeitig eine 
kontinuierliehe Arbeit an einer Linie, 
einen Sehulungseffekt und den direkten 
Eingriff in Basisgruppen zeitigen sollen. 
Die Gründung von Basisgruppen bei den 
Naturwissensehaftlern, ein besonderes 
Zie1 dieses Sehu1ungskurses, wurde 
nieht erreieht, wãhrend in der wirt­
sehafts- und sozia1wissensehaftliehen 
Studentensehaft sowie an der philoso­
phiseh-historisehen Fakultãt sieh eini­
ge Gruppen bildeten, die sofort ein Ei­
genleben unabhãngig von d er BG U ent­
fa1teten . Der Sehulungskurs se1ber 
ging naeh einigen Sitzungen an seinen 
widersprüehliehen Funktionen ein. 



Daneben organisierten in dieser Zeit 
einige Genossen der BGU die Agi­
tation gegen das Zivilverteidigungs­
buch (Paper, Teach-in}. Diese Aktion, 
die zwar weite Kreise der Studenten­
schaft ansprach, führte weder theo­
retisch noch personell zu einer Stãr­
kung de r BGU. Die für eine Organi­
sierung der interessierten Studenten 
notwendigen Basisgruppen fehlten. 

Die Versuche in der Aufbauphase, 
eirr System von Basisgruppen in den 
einzelnen Fachbereichen aufzubauen, 
und der BGU als "Dachverband" die 
Funktion des Trãgers einer integrie­
renden Aufklãrungs- und Aktionsstra­
tegie auf gesamtuni versitãrer Ebene 
zu geben, scheiterten, weil für einen 
Aktionismus die Forderungen fehlten, 
und im Fachbereich der Eingri.ff man­
gels geeigneter Kader nur vereinzelt 
mõglich war. So war di e BG U bereits 
in ihrer Aufbauphase ein Zwitter; halb 
politische Gruppe (Programmarbeit, 
Schulungskurs}, halb Massenorgani­
sation (Zivilverteidigungsaktion}. 

2. Sommersemester 1970 

Die Aktivitãt setzte im Sommerseme­
ster nur zõgernd ein:. die Erfahrungen 
des Winters waren weder verarbeitet 
noch diskutiert. Die BGU bereits fak­
tisch keine Funktion mehr. 

Das Geschehen an der Uni war im Som­
mer, ne ben d em ersten Mai (A bendver­
anstaltung an der Uni) und einer durch 
das f. p. organisierten (und erfo1glosen) 
Imperialismuswoche, gepragt durch die 
Aktionen um Stabio und durch die Be­
setzung des sozio1ogischen Institutes 
(siehe Kap.: WSS). 

Stabio ( 20. Mai - 18. J uni) 

Die Auseinandersetzung begann mit ei­
ner durch den Rektor verbotenen Geld­
sammlung für die streikenden Arbei­
ter der Savoy in Stábio TI. Einige Ge­
nossen begannen daraufhin mit einer 
Kampagne, in d er versucht wurde, d en 
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Zusammenhang zwischen den Arbeits­
kampfen und der inneruniversittlren Re­
pression herzustellen. Das Rektorat 
trat mit einem Disziplinarverfahren 
gegen die Geldsammler die Offensive 
an, die agitatorisch ausgenutzt werden 
konnte und zu einer massiven Soli­
darisierung zahlreicher Studenten führ­
te. Dabei verlagerte sich die Agitation 
allerdings auf eine pragmatische "Anti­
Repressions"- L ini e (Kampf gegen das 
Disziplinarreglement). Die Aktion war 
insofern erfolgreich, als das Rektorat 
daran gehindert werden konnte, einzelne 
Studenten disziplinarisch zu bestrafen. 
(Unterschriftensammlung, Go-ih). Der 
Kampf wurde geführt durch ein Ad-hoc 
Komitee, welches neben BGU-Mitglie­
dern Leute verschiedenster politischer 
Herkunft umfasste. Dieses Aktionskomi· 
tee hatte seine Aufgabe nur in der un­
mitte1baren Aktion und lõste sich ent­
sprechend sofort nach Beendigung der 
A useinandersetzung auf. Die politische 
Interpretation der Ereignisse ware Auf­
gabe einer politischen Gruppe gewesen, 
eine Aufgabe, der die BGU nicht· gewach­
sen war. 

Noch im gleichen Semester führte die 
Besetzung des soziologischen Institutes 
zu einer Diskussion zwischen BGU- und 
RSB-Genossen über das legendãre "Krahl­
Papier" (einem Versuch, die Erfahrungen 
der Studentenbewegung mit traditionellen 
Strategievorstellungen (leninscher A rt) 
zu vermitteln). Diese Kontroverse führte 
zwar bei einigen Studenten zur entgültlgen 
Liquidierung des antiautoritãren Bewusst­
seins, liess aber e ine grosse Lee re zu­
rück, da von den Krahl-Gegnern (vor al­
lem von RSB-Genossen. vergl. Papier 
von R. H.) die Theorie von der"Wlssen­
schaft als Produktivkraft" nicht nur ihrer 
partiellen Mãngel wegen, sondern pauschal 
verworfen wurde. Damit war der Weg zu 
einer politischen Oekonomie des Ausbil­
dungssektor einmal mehr verbaut. 

l­
n 
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3. Sehlussphase (Ende SS 70 bis SS 71) 

In der BGU ereigneten sieh naeh den Er­
fahrungen von Stabio 1ãngere Diskussionen 
über eine politisehe Linie an der Hoeh­
sehule. Aber aueh ihr ge1ang es nieht, die 
ekonomisehe Basis des A usbildungssektors 
konkret in die Diskussion einzubeziehen. 
Entweder argumentierte man abstrakt 
(Marx, Krahl) oder stützte sieh auf Ana­
lysen der objektiven Bedingungen des 
Kampfes im Produktionssektor (Potere 
operaio ete.) . Für den Ausbildungs.­
sektor b estand naeh wie vor keine poli­
tisehe Theorie. Dies leste ein Sehulungs­
bedüfnis aus, das wãhrend des ganzen 
Studienjahres 19 70/71 mit 11Kapital11

-

Lektüre bis zum Ueberdruss befrie-
digt wurde. Wie nieht anders zu erwar­
ten, gelang es nieht, aus dem 11Kapital11 

Sehlüsse für eine politisehe Linie an der 
Uni zu ziehen. Das Interesse er1ahmte, 
bis die Basisgruppe im Sommer 1971 
endlieh starb . . 

B. Wirtsehafts- und sozia1wissen­
s ehaftliehe Studentens ehaft WSS 

An der WSS übernahmen im Frühling 
1969 Genossen den Vorstand, noeh 
bevor an der Uni eine Neuorgani­
sation de r Linken erfo1gt war. Die­
ser Vorstand wurde in der Fo1ge für 
einige Zeit zum Aktions zentrum für 
die ganze Uni. Mit gezie1ter Massen­
agitation ge1ang es ihm, erstmals 
für die Berner Linke, sein Vorgehen 
auf eine Mehrheit in den Versamm-
1ungen abzustützen. Die für Bern 
spektakulãre Besetzung des Dekana­
tes der Fakultãt bildete im Sommer 
1969 den Hehepunkt der Aktivitãten 
dieses Vorstandes. In. dieser Zeit 
stellte der Vorstand eine reine Ba­
sisgruppe (Aktionskomitee) dar. 
Politisehe Linien waren heehstens 
in den Kepfen der daran beteiligten 
Genossen vorhanden, eine Ausein­
andersetzung darüber fand aber 
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nieht statt. Erst bei seinem Rüek­
tritt versuehte der Vorstand sieh 
in einem Reehensehaftsberieht 
(WSS - Sozialistisehe Politik) ei­
niger theoretisehen und strategi­
sehen Fragen anzunehmen, ohne 
dass dies allerdings für die dar­
auf folgende Phase weitergehende 
A uswirkungen gehabt hãtte. 

In die gleiehe Zeit fãllt die Gründung 
der ersten 11 Projekt11

- únd Basisgrup­
pen, die bis heute an der WSS ein un­
konstantes Eigenleben führen. (PG 
Institutsreport, PG Betriebswirt­
sehaftslehre, Verteilungsseminar , 
Wissensehaftstheor iegruppen ete. ) 
Aus diesen Gruppen entstanden so­
wohl Ansãtze zu einer Kritik der 
bürgerlichen Sozialwissensehaften 
wie aueh konkrete Ausgangspunkte 
für e ine Politik an d er WSS, di e 
aber mange1s einer geeigneten pol. 
Linie nie weitergeführt werden 
konnten. 

Der Ende WS 69/70 gewãhlte neue 
Vorstand setzte sieh wiederum aus 
Gensossen zusammen. Als man merk­
te, dass diese nieht mehr in der Lage 
waren, di e voluntaristisehe Aktions. 
strategie des alten Vorstandes weiter­
zuführen, besehloss man, a1s "Rote 
Zelle WSS" eine Gruppe zu konstitu­
ieren, welehe strategisehe Vorste1-
lungen für eine Studentenpolitik hãtte 
erarbeiten sollen. Tatsãehlich wurde 
in einem 11 Technokratie-Papier" ge­
wisse Perspektiven auf theoretischem 
Gebiet erarbeitet, die nun für eine 
Strategiediskussion hãtten dienen 
kõnnen. Anstatt diese Arbeit wei­
terzutreiben, organisierte die Ro-
te Zelle die Be s e tzung des sozio­
logischen Institutes und leste sich 
naehher auf. 

Im WS 70/71 führte eine vom Vor ­
stand betriebene Eskalationstaktik 
gegen ein neues Prüfungsregl ement zu 
einer massiven Reaktion der rechten 
Studenten, die schon vorher spora­
diseh aufgetreten waren, es diesma1 
allerdings sehafften, den Vorstand 
abzusetzen, worauf man sieh ent-



schloss aus allen offiziellen Gremien 
zurückzutreten. Bei den Soziologie­
Studenten schlossen sich etwas spãter 
Genossen der RSB, der VJS/SHG und 
der ehemaligen Roten Zelle zu einer 
" l inken Fraktion" zusammen, die al-
1erdings nie zu einer Funktion fand 
und kurz darauf wieder einging. 

Kurz darauf wurde in der SOZ-OEK 
ein neuer Versuch gestartet, die a1s 
Dachverband über den Projekt-und 
Basisgruppen gedacht war. Auch hier 
verlagerte sich die Praxis der Gruppe 
von einer Strategiediskussion zu einem 
perspektivenlosen Aktionismus (Sturz 
des reaktionãren und Portierung eines 
neuen linken WSS-V s t). Diese Bedingun­
gen führten auch hier zu einer schnellen 
Auflõsung der Gruppe. 

Was bis heute geblieben ist, sind die 
Projektgruppen, die sich momentan 
mit der Durchführung von Lehrveran­
staltungen (Tutorien) für Untersemest­
rige beschãftigen. 
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C. Sozialistische Studenten Bern SSB 

Nach dem Zusammenbruch der BGU 
im Sommer 1970 dauerte es fast zwei 
Jahre, bis im Februar 1972 in der 
SSB eine neue gesamtuniversitãre 
Gruppe entstand. In der Zwischen­
zeit fanden zwar Aktionen auf Ge­
samtuniversitãrer Ebene statt (Aus­
einandersetzung um die Berufung des 
marxistischen Philosophen Ho1z im 
WS 70 /71), eine 1ãngerfristige Orga­
nisation der Linken fehlte daneben. 
Es entstanden in dieser Zeit aber 
gleichzeitig neue Basisgruppen in 
einze1nen Fachbereichen (BG Psycho-
1ogie), die bis heute isoliert arbeiten, 
mehr und mehr aber ein Bedürfnis 
nach einer politischen und organi­
satorischen Perspektive anmelden. 

Die SSB entstand im Zusammenhang 
mit den Studentenratswahlen, wo man 
kandidierte und fünf V ertreter in d en 
Studentenrat schickte. Die SSB setzte 
sich in der Gründungsphase nur aus 
Mitgliedern von verschiedenen Basis­
gruppen zusammen. Nach den Wah1en 
organisierte man vorerst ein Seminar 
um sich einige theoretische Voraus ­
setzungen für eine Hochschulpolitik 
zu erarbeiten (Studium der politischen 
Oekonomie des Ausbildungssektors). 
Im Sommersemester ge1ang es dann, 
den Vorstand der Studentenschaft mit 
Hilfe einer Koalition mit den Sozial­
demokraten durch Mitglieder der SSB 
zu besetzen. Der Vorstand kann sich 
allerdings nicht auf eine linke Mehr­
heit im Studentenrat stützen, was am 
Anfang seiner Amtszeit zu heftigen 
p ar 1amentaris eh en A us e inande rs e t zun­
gen führte (Programmdebatte, Kontro­
verse um die Person des Prãsidenten). 

Zur momentanen Aktivitãt der SSB se1-
bst gehoren die Herausgabe einer ei­
genen Zeitung, die Organisation von 
Veransta1tungen und vor allem die Er­
arbeitung von Grund1agen für eine pol. 
Linie im Ausbildungssektor. 



3. Schlussfolgerungen 

Es gibt in Bern gegenwartig keine 
politische Gruppe im eigentlichen 
Sinne, die sich durch eine politische 
Linie auszeichnEm würde. Hingegen 
besteht eine ganze Reihe von Basis­
gruppen, die verschiedene Projek­
te vorantreiben. 

Diese Gruppen stossen jedoch in 
ihrer Arbeit auf grundsãtzliche 
politische Probleme, die die Erar­
beitung und Diskussion von politi­
schen Linien erfordern. 

- z. B. stellt sich verschiedenen 
Gruppen die Frage, wie man sich 
zu offiziellen Institutionen wie Ge­
werkschaften und deren Jugendor­
ganisationen, aber auch Studenten­
schaften ete. verhalten soll. 

Oder es stellt sich die Frage nach 
der Stellung, die z. B. Lehrlinge, 
Fremdarbeiter, Studenten im Klass­
enkampfhaben. let es z. B. richtig, 
diese Kategorien getrennt zu orga­
nis.ieren? Wie verhãlt sich die Agi­
tation im Freizeitbereich zu der in 
den Betrieben? Wie sind Forderun­
gen einzuschatzen, die nur eine be­
stimmte Kategorie (z. B. Lehrlin­
ge) betreffen? 

- Das führt zum Problem der Kampf­
ziele: inwiefern sind Lohnforderun­
gen reformistisch? Welche Forde­
rungen soll man gegenüber den 
Pensionskassen aufstellen? Wie 
ist die Forderung nach Mitbe- · 
stimmung in den Schulen, wie 
ist sie in den Betrieben einzu­
schãtzen? Wenn man für Forde­
rungen kãmpfen will, muss man 
auch fragen, wie weit man Re­
pressionen riskieren will, wie 
man darauf reagiert . 

- Immer wieder stellt sich das 
Problem des Imperialismus. 
Welche Rolle spielt der antiimpe­
rialistische Kampf in unserer 
Arbeit? Wie verhãlt sich der 
internationale Klassenkampf zu 
dem in den Metropolen? Und 
wenn wir von Internationalismus 
reden: wie verhalten wir uns zu 
Russland, wie zu China? 

- Ein weiterer Bereich, der eine 
politische Analyse erfordert, ist 
der Mieterkampf. 11 Mieter11 sind 
alle mõglichen Gruppen. Wie ver­
halten sich ihre Interessen zu de­
nen des Proletariats? Welche 
Kampfformen soll man in diesem 
Sektor anstreben? 

- Solche Probleme fordern das Be­
dürfnis na eh Schulung, das sich 
in den verschiedensten Gruppen 
zeigt. Aber die Schwierigkeiten 
der Schulungskurse führen zur 
Frage, welche Rolle Schulung 
eigentlich spielt. Wie verhãlt sie 
sich zur Praxis, wie zur politi­
schen Linie? Welche Rolle spielt 
theoretische Arbeit? 

- Es war ein bedeutender Fort­
schritt, als die neue Linke er­
kannte, wie wichtig die Revolu­
tionierung von Privatleben, Fa­
milie, Sexualitat usw. ist. Aber 
in welchem Verhãltnis steht das 
Bedürfnis, die eigenen Probleme 
zu lõsen, zur Notwend~eit lang­
fristiger und disziplinierter poli­
tischer Arbeit? Welche Bedeutung 
haben die Vorstellungen von Kom­
mune u. a . für die Arbeiter? Wie 
soll man si eh zu d en Hippie- Ten­
denzen der Jugendlichen verhalten? 
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inwiefern kann und muss die revo­
lutionãre Bewegung schon heute 
die befreite Situation nach der Re­
volution vorwegnehmen? 

- Ein letzter Punkt: Wie soll man 
sich zu den politischen Gruppen 
verhalten, die Antworten auf 
solche Fragen geben wollten, vor 
allem zu denen, deren Antworten 
man nicht teilt? 

Diese und ã.hnliche Probleme ver­
langen eine politische Diskussion. 
Die V ernachlãssigung e ine r solchen 
Diskussion wird immer mehr zu ei­
nem Hemmschuh der Arbeit der 
linken Gruppen in Bern. 

Es gibt jedoch einen Widerspruch 
zwischen der Praxis einer Basis­
gruppe und einer ernsthaften poli­
tischen Diskussion. Das zeigen 
Gruppen wie die Barackengruppe, 
die Heimgruppe oder die Meinen­
gruppe, deren Praxis zusammen­
gebrochen ist, als man eine politi­
sche Linie erarbeiten wollte. Das 
zeigen aber auch die Gruppen wie 
die Lehrlings- oder die Hallwag­
gruppe, die gerade darum überleb­
ten, weil sie Dislussionen über po­
litiscbe Linie weitgehend vermieden: 
solche Diskussionen hãtten manche 
Mitglieder nicht interessiert, viele 
Sympathisanten abgeschrekt und 
wahrscheinlich die Einheit der 
Gruppe wegen politischen Meinungs­
verschiedenheiten zersttirt. Diese 
Schwierigkeiten treten auch heute 
auf, wenn politische Diskussionen 
versucht werden. Trotzdem sind 
diese offensichtlich nõtig. 

Die Antwort auf diese widersprüch­
liche Situation ist: In Bern ist ge­
genwãrtig die Entwicklung von poli­
tis eh en Gruppen nõtig, um di e P ra­
xís der Linken weiterzutreiben. 
Dabei müssen drei Fehler vermie­
den werden. 
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Der erste Fehler ist die Identitãt 
von Basisgruppe und politischer 
Gruppe. Die Erfahrungen in Bern 
und anderswo zeigen: Bei ihrer 
Entstehung kann eine Gruppe beides 
aufs mal sein. Aber wenn sie sich 
weiter entwickelt, wird der Wider­
spruch zu gross. Einerseits wird 
eine politische Gruppe, um sich zu 
entfalten, mit Leuten zusammen­
arbeiten, die noclí keine politische 
Linie vertreten. Andererseits kõnn­
en Leute, di e an ingend e in em Pro­
jekt arbeiten, durchaus zu verschie­
denen politischen Linien gelangen. 
Sodann wird eine Gruppe, die sich 
entwickelt, in mehreren Bereichen 
arbeiten, sodass sich die Praxis 
zersplittert. Um die gemeinsame 
Orientierung an der Revolution zu 
ermõglichen, ist eine politische 
Linie nõtig. Aus diesen Gründen ist 
es auch verstãndlich, dass die Ver­
schiedenen Dachverbãnde linker 
Gruppen, die in Bern gegründet wor­
den sind, gescheitert sind. Das gilt 
für das forum politicum, für die 
Linke Fraktion an der Universitãt, 
für den Koordinationsrat der RSB. 
Ein Dachverband .ist sinnvoll als 
Basisorganisation, wenn die ver­
schiedenen Gruppen durch eine ge­
nieinsame Praxis verbunden sind, 
z. B. in einer umfassenden Massen­
bewegung. Gegenwãrtig ist das nur 

. punktuell und kurzfristig (z. B. 1972 
bei der Aktion gegen die politische 
Entlassung bei de r Gfeller). nicht 
auf die Dauer mõglich. 

Der zweite Fehler ist der Monopol­
anspruch einer politischen Gruppe. 
Es werden zweifellos auch in Bern 
verschiedene politische Gruppen 
entstehen und das ist gut so. Denn 
die gegenwãrtige Praxis. de r Stand 
der Klassenkãmpfe in der Schweiz 
erlauben es nicht, die richtige po­
litische Linie und die organisierte 
A vantgarde des Proletariats zu be-



stimmen. Keine der gegenwãrtigen 
linken Gruppen ist das Embryo die­
ser Avantgarde, aus dem sich die 

• revolutionãre Partei in organischem 
Wachstum entwickeln wird, wãhrend 
die übrigen Gruppen scheitern wer­
den oder sich der 11auserwãhlten11 

anschliessen. Vielmehr wird die 
A vantgarde des Proletariats in d er 
Entwicklung der Klassenkãmpfe 
aus Umschmelzungen der gegen­
wãrtigen A vantgarden hervorgehen, 
aus Umschmelzungen, die wir we­
der voraussehen kõnnen noch mü­
ssen. (Die RSB hãtte sich z. B. als 
eine politische Gruppe betrachten 
kõnnen, deren Erfahrungen in die 
Entwicklung der berner Linken und 
ihrer A vantgarden eingehen würden, 
Aber dies geschah nicht durch die 
organische, kontinuierliche Weiter­
entwicklung der RSB. ) 

Der dritte Fehler ist die Unterwer­
fung der Basisgruppe unter die poli­
tische Gruppe. (Dies~n Fehler be­
ging z. B. die RSB). Ue be r die Pra­
xis der Basisgruppe. hat diese sel-
bst zu entscheiden. Die Mitglieder · 
von politischen Gruppen sollen auf­
grund ihrer politischen Linie Vor­
schlãge machen, um die Praxis vor­
anzutreiben. Sie werden versuchen, 
durch die Bewãhrung ihrer Vorschlã- · 
ge in der Praxis weitere Kader als 
Mitglieder der politischen Organisa­
tian z u gewinnen. D er V ersuch, di e 
Basisgruppe als Gruppe in die poli­
tische Organisation zu integrieren, 
schadet beiden. Natürlich gibt es 
Bereiche, in denen bestimmte poli­
tische Linien nicht in der gleichen 
Basisgruppe vertreten sein konnen. 
Aber der Irrtum, deshalb müsse 
sich jede Basisgruppe einer und nur 
eine,r Linie verpflichten, ist die 
Grundlage von fruchtlosen Fraktions­
kãmpfen, dauernden Spaltungen und 
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Sektierertum. Im Prinzip sollte es 
moglich sein, dass in einer Basis­
gruppe Anhãnger verschiedener po­
litischer Linien mitarbeiten. Es ist 
also folgende Situation anzustreben: 

Politische Gruppen: 

(Die Pfeile bedeuten Mitglieder der 
politischen Gruppen in den Basis­
gruppen.) 

In den Basisgruppen haben die Mit­
glieder der politischen Gruppen die 
Aufgabe, die Praxis der Basisgrup­
pen voranzutreiben, um dadurch 
ihre politische Linie zu erproben und 
weiterzuentwickeln. Fraktionskãmp­
fe, in denen die Vertreter vers"Chie­
dener politischen Linien die Praxis 
lãhmen, konnen nur dadurch ver­
mieden werden, dass man die Wi­
dersprüche zwischen verschiedenen 
Auffassungen nicht aus der Welt 
diskutieren will, sondern sie fest­
stellt und durch die Praxis weiter­
entwickelt. Diskussionen über poli­
tische Linien in Basisgruppen sind 
also sinnvoll, aber sie brauchen 
nicht unbeidingt Einigkeit zu ergeben . . 
Die Politischen Gruppen müssen 
Antworten erarbeiten auf die grund­
sãtzlichen Probleme, die sich in der 
Praxis der Basisgruppen stellen. 
Diese Antworten - die politische 
L ini e - werden s i eh da ran bewãh-
ren müssen, dass sie die Praxis 
der Basisgruppen weiterentwickeln, 
bis zur Revolution: Das ist der 
Zweck der politischen Gruppen. 



CHRONOLOGIE 

l 9 6 8 

Mai 
22. Juni 

CHRONOLOGIE 

l 9 6 8 

Mai 
22. Juni 
30. Juni 
August 

8. Nov. 

l 9 6 9 

19. April 

l . Mai 
31. Mai 

l. Juli 
Herbst 
Dezember 

l 9 7 o 
7. April 
l. Mai 

12. Mai 
Mai-Juni 
Mai 
Mai-Juni 
7. Juni 

20. Juni 
Juli 
Juli 
13. Sept. 
Nov. -Dez. 
29. Nov. 
Dezember 
W inter 

Mai '68 in Frankreicb 

Mai '68 in Frankreich 
Vietnamdemonstration des forum politicum in Bern 
Globuskrawall in Zürich 
Besetzung der Tschechoslowakei 
"The Green Berets" (Capitol) 

Griechenlanddemonstration in Bern 

forum politicum nimmt àm l. Maiumzug teil 
Demonstration gegen polizeilicbe und militãriscbe 
Unterdrückung 
Dekanatsbesetzung an der Universitãt 
11Heisser Herbst" in Italien 
Protest gegen das Zivilverteidigungsbuch an der 
Universitãt 

Wilder Streik bei Murer in Genf 
forum politicum und Barackengruppe nehmen am 
l. Maiumzug teil 
Wilder Streik bei der Savoy in Stabio 
Stabio- Aktion an der Universitãt 
Imperialismuswoche wegen US-Invasion von Kambodscha 
Saisonniers-Aktion in Kehrsatz 
Schwarzenbach-Abstimmung 
Politische Repression in Stansstad 
Besetzung des soziologischen Instituts 
Tramdemonstrationen in Basel 
Westmoreland-Demonstration 
Fali Holz an der Universitãt 
Saisonniers- Demonstration 
Burgos-Demonstration 
Radioelektriker-Report der Hydra-Basel 

32 

• 



l 9 7 l 

l. Jan. 
Februar 
26. Feb. 
19. 1\larz 
J uni 
Juli/ August 
27. Okt. 
29.- 31. Okt. 
Okt.- :Nov. 
Herbst 
Dezember 

1 9 7 2 

28. Jan. 
7. Feb. 

Februar 
Februar 
18. Mãrz 
22. April 
26. April 

G ründung de r Autonomen Republik Bunker 
Fall Eymann 
1\'Ietallarbeiterstreik in Genf 
Betriebsratswahlen in der Has1er 
Hit- Fair-Eingriff de r Lehrlingsgruppe 
Lehrlingscamp in Courgenay 
Wílder Streik bei Orell-Füssli 
1\iationalrats wahlen 
Gfeller-Lehrlinge verlangen Monatslohn für alle 
Erõffnung des Berner Jugendzentrums 
Pensionskassen-Aktion in der Hasler 

Entlassung bei Orell-Füssli 
Kantineboykott in der Hasler 
Vietnam- Teach-in im Jugendzentrum 
Sozialistischer Vorstand der Studentenschaft 
Proteste gegen Lehrlingsentlassung in der Gfeller 
Nationale Vietnamdemonstration in Zürich 
Zeitung der Hasler-Lehrlinge 
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